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Der Anteibetpp. het 


Herr Wermuth, der demnächſt ins berliner 
Bürgermeiſteramt eingeführt werden ſoll, hat ſich 
die Sommerferien damit vertrieben, Interviewer 
zu empfangen. Die haben eigentlich in erſter 
Linie etwas darüber von ihm hören wollen, wie 
er es im berliner Rathaus zu treiben gedenkt, 
aber ſie haben die Rechnung ohne die Diplomatie 
des klugen Mannes und ohne ſeine heiße Liebe 
zu den Reichsfinanzen gemacht. Ein bischen 
war's ſicher Klugheit im Ausweichen, die den 
ehemaligen Reichsſchatzſekretär veranlaßte, auf 
die Frage: „wie denken Sie Berlin zu regieren?“ 
prompt zu antworten: „Ich hätte ſicherlich, wenn 
ich noch länger im Amt geblieben wäre, die 
deutſche Schuldenmißwirtſchaft in Ordnung ge⸗ 
bracht.“ Aber mehr wohl als diplomatiſcher 
Kniff war dieſes Danebenantworten ein Proteſt 
dagegen, daß man ihn amtlich vor der Zeit aus 
einer ihm liebgewordenen Gedankenwelt auf⸗ 
geſcheucht hatte. Ob Herr Wermuth ein ſo guter 
Bürgermeiſter werden wird, wie er es werden 
muß, wenn er die vielen Vorſchußlorbeeren, die 
ihm geſpendet werden, rechtfertigen will, weiß 
ich nicht. Dagegen weiß ich, daß mit ihm ſeit 
Miquel zum erſtenmal wieder ein Mann in 
einem finanziellen Amt ſaß, der den Mut hatte, 
auf eigenen Wegen zu wandeln. Man glaubt 
ihm daher den Schmerz der frühzeitigen Trennung 
von ſeinen Projekten. 

Eine der Unterredungen — es war die, die 
Herr Wermuth dem leitenden Handelsredakteur 
des Berliner Tageblatts gewährte — hat zu 


einem eigenartigen Konflikt dieſer Zeitung mit 
der hamburgiſchen Börſenhalle geführt. Dieſer 
Zank zeigt wieder einmal, wie leicht es iſt, ſelbſt 
ganz einfache finanzielle Probleme ſchwierig und 
unklar zu geſtalten. Herr Wermuth hatte die 
Schuld an den augenblicklichen Rückgängen 
unſerer Staatsanleihen der Konvertierung vom 
Jahre 1896 in die Schuhe geſchoben. „Die 
Bewertung der deutſchen Renten iſt, wenn man 
davon ausgeht, daß ein Staatspapier ſich 
möglichſt um den Parikurs herumbewegen ſoll, 
auf eine vierprozentige Verzinſung zugeſchnitten, 
denn die 3½% igen und 3% igen Werte find 
bis auf ein Niveau zurückgegangen, wo ſie faſt 
4% Zinſen tragen. Dieſe Regulierung, wenn 
man ſo ſagen darf, war mit einem Kursverluſt 
von nahezu 20% verknüpft, der dem Publikum 
zu einem großen Teil hätte erſpart werden 
können, wenn man bei einem 4% igen Zinsfuß 
ſtehengeblieben wäre. Denn die Kurser⸗ 
mäßigung der 4% igen Werte iſt relativ gering⸗ 
fügig gegenüber der der 3½% igen und 3% igen. 
Mir hat, ſolange ich im Amte war, das Ziel 
vor Augen geſchwebt, den Kurs der Anleihen 
um 100% zu ſtabiliſieren. Um das zu erreichen, 
wäre es notwendig, allmählich zunächſt den 
Umlauf der 3% igen Anleihen zu vermindern 
und ſie durch 4% ige zu erſetzen.“ 

Der geſtrenge Kritiker von der Waterkant 
beſtreitet zunächſt ſchon, daß die Konvertierung 
Schuld an den Verluſten trage, die das deutſche 
Publikum erlitten hat. Dieſe Verluſte würden 
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vielmehr, fo jagt er, die Kapitaliſten auch ge- 
troffen haben, wenn gar nicht konvertiert worden 
wäre, nur daß dann nicht ein Rückgang der 35 igen 
Anleihen von Pari auf 79, ſondern eine Deroute 
der 4% igen Anleihen von 125 auf Pari zu 
regiſtrieren geweſen wäre. Das Pari ſei für die 
Börſe eine ſo wenig heilige Zahl wie irgend⸗ 
eine andere. Der Kurs richte ſich nach Angebot 
und Nachfrage. Angebot und Nachfrage in 
Renten aber ſtünden mit der Zinsfußentwicklung 


in einem inneren Zuſammenhange und es fei: 


nicht einzuſehen, warum 4% ige Anleihen nun 
gerade auf dem Parikurs, wie es ja Wermuth 
erträume, verharren ſollten. Auf die ſpöttiſche 
Frage, ob denn dem Parikurſe gewiſſe okulte 
Fähigkeiten innewohnen, antwortet das Tage⸗ 
blatt mit einem vernehmlichen Ja, unter Be⸗ 
rufung darauf, daß 4% ige Anleihen in der 
Regel nur wenig über Pari notiert hätten. 
Ich fürchte, daß Herr Wermuth, als er 
durch ſein ſcharfes Glas das Druckpapier beſah, 
auf dem ſich ſein Freund und ſein Feind herum⸗ 
ſchlugen, in den Klageruf jenes Philoſophen aus⸗ 
gebrochen iſt, der da einſt ſagte: „Keiner hat 
mich verſtanden und der einzige, der mich ver⸗ 
ſtanden hat, der hat mich mißverſtanden.“ Herr 
Wermuth hat ganz recht, wenn er die Miſere 
unferer heutigen Staatsanleihen auf die Ron- 
verſion von 1896 zurückführt. Man kann heute 
ruhig eingeſtehen, daß 5¼ Milliarden deutſcher 
Renten vor nunmehr 16 Jahren zu Unrecht 
konvertiert worden ſind. Ich habe, will mir 
ſcheinen, ſogar die Pflicht, das einzugeſtehen, 
da ich damals in den allererſten Anfängen 
meiner journaliſtiſchen Tätigkeit energiſch für 
die Maßnahmen der Regierung eingetreten bin. 
Worin lag der Fehler jener Konverſion? Daß 
an und für ſich der Staat ein Recht darauf 
hat, zugunſten ſeiner Steuerzahler die 
Gunſt veränderter Zinsverhältniſſe auszu⸗ 
nutzen, unterſteht heute keiner Diskuſſion mehr, 
fo ſehr es auch die alten Kameralwiſſen⸗ 
ſchaftler beſtritten. Es fragt ſich nur, wann 
die Zinsverhältniſſe günſtig ſind. Rückwärts⸗ 
ſchauende Kritiker haben mit kluger Miene vielfach 
betont, der verhängnisvolle Irrtum des Jahres 
1896 habe darin gelegen, daß man den niedrigen 
Zinsfuß auf dem Geldmarkt, auf dem kurz⸗ 
friſtige Anlagen negoziert werden, mit den 
Verhältniſſen auf dem Kapitalmarkt für lang⸗ 
friſtige Anlagen identifiziert. Solch Fehler 
wäre in der Tat verhängnisvoll geweſen. 
Denn wir haben ja gerade in den letzten Jahren 
geſehen, wie ſehr verſchieden die Geſtaltung der 
Dinge auf dem Geldmarkt und dem Kapital⸗ 
markt andererſeits ſich abwickelt, und wie niedrig 
der Privatdiskontſatz z. B. bei gleichzeitig 
beträchtlich höheren Anlagezinsſätzen ſein kann. 
Aber wer ſolche Vorwürfe erhebt, vergißt, daß 
der Urheber der preußiſchen und deutſchen Ron- 
verſionen, der in allen Künſten der Finanz 


— auch theoretiſch — wohl bewanderte Miquel 
war. Der ſolchen Vorwurf erhebt, vergißt 
ferner, daß nicht auf Grund billigen Privat⸗ 
diskontes, ſondern auf Grund dauernd geſtiegener 
Rentenkurſe die Zinsherabſetzung verfügt wurde. 
Und zwar notierten in jenen Jahren nicht bloß 
die deutſchen Reichsanleihen zwiſchen 100,30 
und 108% (die 3% igen Anleihen notierten 
100,30), notierten nicht nur die 3½ / igen 
Stadtanleihen über Pari, notierten nicht nur 
alle Pfandbrief⸗ und Hypothekenbanken, die 
mit 4% igem Zinsfuß ausgeſtattet waren, etwa 
107 bis 108%, ſondern die 4% ige Oeſter⸗ 
reichiſche Goldrente ſtand 106% und die 
3% ige Norwegiſche Staatsrente wurde mit 
Pari bezahlt. Darüber, daß in den Jahren 
1893 bis 1896 auf dem Kapitalmarkt der 
3½ % ige Zinsfuß die Pariberechtigung hatte, 
kann gar nicht geſtritten werden. Der Fehler 
lag ganz wo anders. Beim Finanzmann iſt 
genau wie beim Feldherrn nichts fo ver⸗ 
hängnisvoll, als wie die verpaßte Gelegenheit: 
Die Konverſion kam zu ſpät. Die haupt⸗ 
ſächlichſte Geldplethora fiel in die Mitte des 
Jahres 1895; damals, oder gar ſchon ein Jahr 
vorher, hätte konvertiert werden müſſen. Als 
man zur Konvertierung ſchritt, war bereits ein 
Anſatz zu künftiger Zinsſteigerung vorhanden. 
Die Hypothekenſätze zeigten deutlich eine Tendenz 
nach aufwärts. Die Geldflüſſigkeit hatte zu 
lange gedauert, um nicht auf den geſamten 
Wirtſchaftorganismus tiefere Wirkungen aus⸗ 
zuüben. Die Geldfülle hatte die induſtrielle 
Unternehmung angeregt. Es entſtanden chancen⸗ 
reiche Anlagemöglichkeiten. Hätte man ein oder 
zwei Jahr vorher konvertiert, die Kapitaliſten 
hätten vielleicht geſeufzt, aber da ſie keine 
anderen Anlagemöglichkeiten kannten, hätten 
ſie ſich beruhigt, und die aufſtrebende Wirt⸗ 
ſchaftentfaltung hätte weite Kapitaliſtenkreiſe 
bereits wieder eingeſchläfert gefunden. So 
aber traf induſtrieller Geldhunger zuſammen 
mit dem Bemühen aufgeſtörter Kapitaliſten ſich 
höhere Anlagemöglichkeiten zu verſchaffen, ſo daß 
viele Rentner geradenwegs aus dem Kloſter des 
Rentenbeſitzes in die Spielſäle der Dividenden⸗ 
papiere eilten. Zweifellos hätte ſich der wirt⸗ 
ſchaftliche Aufſchwung niemals aufhalten laſſen, 
und Hand in Hand damit hätte ein Rückgang 
der Renten ſtattfinden müſſen. Das wäre aber 
nur natürlich geweſen. Weiter hätten wir niemals 
verhindern können, daß der Burenkrieg, der Gold 
einſperrte, auf die Zinsſätze von Wirkung war 
und daß ſchließlich auch der ruſſiſch japaniſche 
Krieg eine Verſteifung der Zinsraten bewirkte. 
Das ſind außerordentliche Ereigniſſe geweſen, die 
Miquel nicht vorausahnen konnte und die, wenn 
er ihr Kommen ſelbſt geahnt hätte, ihn nicht 
einmal hätten zu hindern brauchen, die Gunſt des 
Augenblickes zu nützen. Aber was Tempo und 
Umfang des Rückganges verſchärfte, war weſentlich 


einmal die Idee, nur noch 3% ige Anleihen aus⸗ 
zugeben und an dieſer Idee auch dann feſtzu⸗ 
halten, als man ſah, daß ſchon lange nicht mehr 
3¼ %, ſondern 4 oder gar mehr Prozent zum 
Normaltyp geworden waren. Dann aber war 
ein weiterer Fehler, zur gleichen Zeit, da man 
konvertierte, Geſetze in Kraft zu bringen, die 
auf eine gewaltſame Verteuerung des Zins⸗ 
fußes hinarbeiteten. Im Jahre der Konvertierung 
entſtand das Börſengeſetz mit dem Verbot 
des Terminhandels, deſſen zinsfußverteuernde 
Wirkung ſelbſt von denen nicht mehr beſtritten 
wird, die ſich grundſächlich noch als ſeine 
Freunde bekennen. Man tat eben alles, um 
den Kapitaliſten aus ſeinem Beſitz zu ſcheuchen. 
Wenn heute der Rentenrückgang und die Zins⸗ 
ſteigerung international ſind, ſo beruht das 
ſicher einerſeits auf tiefgreifenden nicht durch 
Willkür geſchaffenen Urſachen. Aber zu einem 
— nicht beſtimmbaren — Teile iſt das ins⸗ 
beſondere in England doch auch wieder auf eine 
Verdrängung ſolider Kapitaliſten in die Gefilde 
der Aktienſpekulation zurückzuführen, an der 
vielleicht deutſche Kapitaliſten, die unter anderem 
die Pioniere des Intereſſes für Goldminen⸗ 
aktien waren, nicht ganz ſchuldlos geweſen ſind. 
Die Geſchichte der großen deutſchen Kon⸗ 
verſion hat eben gezeigt, daß es nicht bloß auf 
kalkulatoriſche, ſondern mehr noch auf pjycho- 
logiſche Erwägungen ankommt. Dieſe Erkennt⸗ 
nis hat der Privatmann für ſeine Geſchäfte 
ſchon lange gewonnen. Das Jahr 1896. hat 
nun gelehrt, daß derſelbe Grundſatz auch für 
Staatsgeſchäfte gilt. Inſofern hat auch Herr 
Wermuth vollkommen recht, wenn er erklärt, 
die Konverſion trage am augenblicklichen Rück⸗ 
gang unſerer Anleihen die Schuld. Daß der 
Rückgang bei der Emiſſion 4% iger Papiere 
nicht annähernd dieſen Umfang angenommen 
hätte, beweiſt ja die Tatſache, daß noch heute 
die 4% igen Papiere etwa Pari ſtehen, und daß 
fie nie höher als etwa 108% geſtanden haben. 
Das gibt dem Berliner Tageblatt recht, das 
die Theorie aufſtellt, 4% ige Anleihen pflegten 
ſich nicht viel über Pari zu erheben. Theoretiſch 
freilich trifft das Bedenken des hamburger 
Kritikers zu, denn der Parikurs iſt tatſächlich 
nicht tabu, und an und für ſich ſteigt bei einem 
Rückgang des Zinsfußes eine hochverzinsliche 
nleihe genau ſo über Pari, wie eine niedrig 
verzinsliche beim Steigen des Zinsfußes unter 
Pari fällt. Ja die Kursſchwankungen ſind bei 
4% igen Anleihen unter Umſtänden fogar viel 
größer als bei 3% igen. Nehmen wir einmal 
an, der Normalzinsfuß wäre 3%), fo würden 
theoretiſch 4% ige Anleihen 133 ½%, 3% ige 
Anleihen aber Pari notieren. Steigt jetzt der 
Zinsfuß auf 4%, fo gehen 4% ige Anleihen 
von 1331/, auf 100, 3% ige Anleihen aber nur 
von 100 auf 75% zurück. Steigt der Zinsfuß 
weiter auf 5%, ſo folgt ein Rückgang für 
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4/ ige Papiere von 100 auf 80, während 3% ige 
aber nur von 75 auf 60 fallen. Und in dieſer 
Weiſe würde ſich immer ein gleiches Bild 
ergeben, wenn man das Berechnungſpiel theo⸗ 
retiſch weiter fortſetzt. Praktiſch liegt aber die 
Sache ſo, daß der Kurs nie ſoviel unter Pari ſinkt, 
wie er es theoretiſch müßte, weil die Chance 
der Kursſteigerung ihre Wirkung gibt und daß 
andererſeits die Kurſe ſoviel über Pari ſteigen, 
wie ſie es theoretiſch könnten. Nicht bloß, weil 
die Konverſion befüchtet wird, ſondern weil 
pſychologiſch ein Kursſtand über Pari deutlicher 
die Möglichkeit eines künftigen Rückganges dem 
Kapitaliſten anzeigt als ein — innerlich noch 
ſo unberechtigt hoher — Kurs unter Pari. 

Da aber andererſeits natürlich auch die 
Furcht, es könnte bald konvertiert werden, ein 
ſtarkes Hemmnis für eine kräftige Entwicklung 
von Anleihekurſen über Pari iſt, ſo iſt der 
hamburgiſche Einwand, wenn Herr Wermuth 
die Konverſionsmöglichkeiten ausſchalten wolle, 
ſo würden ſich eben die Kurſe weit über Pari 
entwickeln, theoretiſch wieder nicht unberechtigt. 
Aber wirklich nur theoretiſch. Denn es fällt 
doch Herrn Wermuth — das geht ſchon aus der 
nicht ganz glücklichen Faſſung dieſer Stelle ſeines 
Interviews im Berliner Tageblatt hervor —, es 
fällt doch, ſage ich, Herrn Wermuth gar nicht ein, 
etwa dauernd jede Konverſion auszuſchließen. 
Seine Abſicht iſt vielmehr lediglich dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß er, um den Anleihemarkt zur Ruhe 
kommen zu laſſen, für eine beſtimmte Reihe von 
Jahren (ſagen wir einmal 10 Jahre) die Konver⸗ 
tierbarkeit der von ihm zu emittierenden 4% igen 
Anleihen ausſchließen wird. Derartige 4% ige 
Anleihen mit hinausgeſchobener Konverſionsfriſt 
würden in der Tat nicht ſehr erheblich über 
Pari ſteigen und daher den Kapitaliſten keine 
ſehr nennenswerten Verluſte bringen. Das 
läßt den Grundgedanken der Wermuthſchen 
Pläne doppelt ſympatiſch erſcheinen. Denn das 
Syſtem der Rückkehr zum 4% igen Anleihetyp 
hat die folgenden Vorteile: Erſtens: Die Ver⸗ 
luſtmöglichkeiten für die Kapitaliſten halten ſich 
in engen Grenzen. Zweitens: Der Staat wirft 
nicht dauernd dadurch Geld zum Fenſter hinaus, 
daß er unter Pari Anleihen emittiert und 
einen hohen Effektivzins zahlen muß, ohne die 
Möglichkeit zu haben, ihn durch Konvertierung 
zu ermäßigen. Drittens aber — und das 
erſcheint mir beinahe das wichtigſte — möchte 
ich auf das pfychologiſche Moment hinweiſen, 
daß eine große, vielleicht ſehr große Zahl von 
Kapitaliſten 4% ige Anleihen kauft, weil ſie 
weiß, daß fie 4% bringen, während fie 3% ige 
Anleihen zurückweiſt, weil der Nominalzins 
nur 3% beträgt und ſehr viele Leute ſich nicht 
ausrechnen können, daß infolge des niedrigen 
Kurſes der Effektwzins der gleiche iſt, wie bei 
Anleihen mit 4% igem Nomknalzinsfiuß. 
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Gohrgeſellſchaften. 


Von Dr. Walter Däbritz-Eſſen. 


In weiten Kreiſen iſt die Anſicht verbreitet, 
daß die Bohrgeſellſchaft eine einfache Geſellſchaft 
des B. G.⸗B. ift. Dieſe Auffaſſung ſcheint ſchon 
durch die Bezeichnung Bohr geſellſchaft 
beſtätigt zu werden. Aber entſcheidend für 
die juriſtiſche Natur der Bohrgeſellſchaft kann 
die verkehrsübliche Terminologie natürlich 
nicht ſein. Entſcheidend iſt vielmehr, mit 
welcher der vom B. G.-B. geſchaffenen Grund- 
typen von Perſonenvereinigungen dauernden 
Charakters die Bohrgeſellſchaft ſich deckt. 

Bekanntlich unterſcheidet das B. G. B. 
zwei ſolcher Grundtypen: den rechtsfähi⸗ 
gen Verein und die Geer 
Erſterer iſt eine juriſtiſche Perſon. 
Der Wille der den Verein bildenden Perſonen 
iſt auf Loslöſung der dem Verein zuſtehenden 
Rechte von den einzelnen Mitgliedern ge⸗ 
richtet, und der Geſetzgeber verleiht dieſem 
Willen auch in den Grenzen des Rechts Wirt- 
ſamkeit, indem er ihm ſelbſtändige Rechts⸗ 
fähigkeit zuerkennt. Anders bei der Geſell⸗ 
ſchaft. Hier decken ſich der Wille des ein⸗ 
zelnen und der Wille der Geſamtheit; Rechte 
und Pflichten der Geſamtheit ſind Rechte und 
Pflichten der einzelnen, und als juriſti⸗ 
ſches Subjekt werden auch in der 
„Geſellſchäßt“ des DIS GEDE 
vereinigten Ginzeühh 
kannt. 

Es ſind das ja bekannte Dinge, die nur 
durch wenige Geſetzesſtellen belegt zu wer⸗ 
den brauchen. Der rechtsfähige Verein iſt 
von dem Beſtand der einzelnen Vereinsmit⸗ 
glieder unabhängig (B. G.-B. 8 39, Abſ. I, 
„Die Mitglieder ſind zum Austritt aus dem 
Verein berechtigt.“), während die Geſellſchaft⸗ 
prinzipiell auf der Individualität des ein 
zelnen begründet ift. B. G. BS 727, Abſ. I, 
„Die Geſellſchaft wird durch den Tod eines 
der Geſellſchafter aufgelöſt, ſofern nicht aus 
dem Geſellſchaftsvertrag ſich ein anderes er- 
gibt.“) Dafür ift vom Geſetz die Ver- 
faſſung des Vereins eingehend geregelt, 
(S 26, Abſ. I, „Der Verein muß einen Bor- 
ſtand haben. Abſ. II, „Der Vorſtand ver- 
tritt den Verein gerichtlich und außergericht⸗ 
lich; er hat die Stellung eines geſetzlichen 
Vertreters.“ § 32: „Die Angelegenheiten des 
Vereins werden, ſoweit ſie nicht von dem 
Vorſtand oder einem anderen Vereinsorgan 
zu beſorgen ſind, durch Beſchlußfaſſung in 
einer Verſammlung der Mitglieder geord- 
net,“), während die Geſellſchaft eines Vor- 
ſtandes entbehrt, § 709, Abſ. I: „Die Füh⸗ 
rung der Geſchäfte der Geſellſchaft ſteht den 


Geſellſchaftern gemeinſchaftlich zu; für jedes 
Geſchäft iſt die Zuſtimmung aller Geſell⸗ 
ſchafter erforderlich.“) Der rechtsfähige Ver⸗ 
ein hat einen Namen, der in das Vereins- 
regiſter eingetragen wird § 57), unter dem 
er klagen und verklagt werden kann und der 
durch den allgemeinen Namenſchutz des § 12 
gedeckt iſt, die Geſellſchaft dagegen hat keinen 
Namen, genießt nicht die Schutzbeſtimmungen 
des § 12 und kann ſich als Erwerbgeſellſchaft 
höchſtens nach den Grundſätzen des Firmen⸗ 
ſchutzes, oder des unlauteren Wettbewerbs 
ſichern. Der rechtsfähige Verein hat eigenes 
Vereinsvermögen; er erwirbt dring⸗ 
liche Rechte im eigenen Namen, Eigentum 
an Grundſtücken wird im Grundbuch auf 
ſeinen Namen eingetragen. Er iſt Subjekt 
von Forderungen und Schulden; er kann als 
Erbe eingeſetzt werden. Im Prozeß iſt er 
aktiv und paſſiv parteifähig und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung erfolgt in das Vereinsvermögen. 
Ein Geſellſchaftsvermögen iſt nun allerdings 
auch bei der Geſellſchaft anerkannt; aber die 
Zwangsvollſtreckung in dasſelbe kann auch 
aus anderen, als eigentlichen Geſellſchaft⸗ 
verhältniſſen erfolgen, wenn nur das Urteil 
zufällig) gegen alle in der Geſellſchaft ver⸗ 
einigten Perſonen lautet (Z.⸗P. O. § 736), 
Rechte und Pflichten der Geſellſchaft ſind 
ſolche der einzelnen Geſellſchafter; Eigentum 
der Geſellſchaft iſt Geſamthandeigentum der 
einzelnen, und Grundbucheintragungen er⸗ 
folgen auf die Namen aller einzelnen Geſell⸗ 
ſchafter. Aus Geſellſchaftforderungen und De- 
likten werden die Geſellſchafter ſolidariſch, 
reſp. pro rata berechtigt und verpflichtet. 
Nun ift dem Vorſtehenden allerdings fo- 
fort hinzuzufügen, daß der Praxis mit dem 
eben gezeichneten Schema nicht vollkommen 
gedient iſt. Die Beſtimmungen, die das B. 
G.⸗B. über die „Geſellſchaft“ gibt, ſtellen 
gewiſſermaßen nur ein Ideal der „Gefell 
ſchaft“, ein Prinzip dar, aber auch nicht mehr 
als ein Prinzip, das vom praktiſchen Leben 
mit ſeinen täglich wechſelnden Bedürfniſſen 
modifiziert, weiter entwickelt werden kann. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen ſind im 
weſentlichen diſpoſitiver Natur und das 
B. G.-B. geſtattet ihre Abänderung durch Ge- 
ſellſchaftvertrag. Die Geſchäftführung kann 
nach § 710 einem oder mehreren Geſellſchaf⸗ 
tern übertragen werden, ſo daß die übrigen 
Geſellſchafter von ihr ausgeſchloſſen ſind. Das 
Statut kann die Uebertragung von Geſell⸗ 
ſchaftanteilen erlauben, den Fortbeſtand der 
Geſellſchaft von den einzelnen Geſellſchaftern 


unabhängig machen und damit die Ber- 
faſſung der Geſellſchaft der Organiſation des 
rechtskräftigen Vereins außerordentlich nähern. 

Andererſeits knüpfte der Staat die Gel- 
tung der juriſtiſchen Perſönlichkeit bei den 
Vereinen an beſtimmte Vorausſetzungen, 
bei wirtſchaftlichen Vereinen an die ſtaat⸗ 
liche Konzeſſion, bei idealen Vereinen an die 
Erfüllung beſonderer Verpflichtungen u. a. 
m., denen ſich manche Vereine nicht unter⸗ 
ziehen wollten oder konnten. So entſtanden 
neben dem rechtsfähigen die nicht rechts- 
fähigen Vereine, und B. G.-B. $ 54 be- 
ſtimmte: „Auf Vereine, die nicht rechtsfähig 
ſind, finden die Vorſchriften über die Ge⸗ 
ſellſchaft Anwendung.“ Damit tritt auch von 
dieſer Seite her zwiſchen den rechtsfähigen 
Verein und die Geſellſchaft ein Mittelding, 
das ſeinem Weſen nach ein Verein iſt, mit 
dem rechtsfähigen Verein die korporative Or- 
ganiſation, das korporative Auftreten im Ver⸗ 
kehr gemeinſam hat, dagegen der juriſtiſchen 
Behandlung nach unter Geſellſchaftrecht ſteht. 

Trotzdem bleiben jene, durch Statut modi⸗ 
fizierten Geſellſchaften eben Geſellſchaf⸗ 
ten, und die nicht rechtsfähigen Vereine, 
wenn auch die Geſellſchaftregeln im allge⸗ 
meinen Anwendung finden, ſind Vereine. 
So ift trotz $ 54 im Einzelfalle immer zu 
prüfen, wie eine nichteingetragene Perſonen⸗ 
gemeinſchaft im Verkehr auftritt: ob ſie 
willens iſt, als Geſamtperſon zu gelten und 
ob ſie dieſen Willen in den oben genannten 
Merkmalen Vorſtand, Vermögen, Mitglieder⸗ 
zahl und Verhältnis uſw.) dokumentiert, oder 
ob die einzelnen Perſönlichkeiten ſich mit den 
gemeinſamen Zwecken identifizieren und ihre 
Organiſation entſprechend geſtalten. 

Eine derartige Prüfung der Bohrgejell- 
ſchaften an der Hand der verſchiedenen Sta⸗ 
tuten ergibt im weſentlichen folgendes Bild: 

Grundlage der Bohrgeſellſchaft bildet das 
Statut; es enthält die Ordnungen der 
Bohrgeſellſchaft für die Zeit ihres Beſtehens, 
und neue Mitglieder unterwerfen ſich ihm 
bei ihrem Eintritt. Im Statut wird der 
Zweck der Bohrgeſellſchaft angegeben; ferner 
ind darin Name und Sitz Berlin, Han- 
nover, oft auch doppelter Sitz), ſowie Dauer 
(10, 20, 30 Jahre, unbegrenzt uſw.) beſtimmt. 

Die Beteiligung der Bohrgeſellſchaft iſt 
regelmäßig in 1000 Anteile geſchieden, die 
auf Namen lauten und eine Nummer tragen, 
unter der fie in das Mitgliederbuch einge- 
ſchrieben ſind. Auf Verlangen wird über 
einen oder mehrere Anteile ein Anteilſchein 
ausgeſtellt. Die Anteile ſind übertragbar. 
„Die Geſellſchaft wird nicht aufgelöſt, wenn 
ein Mitglied durch Uebertragung feines An- 
teils, durch Kündigung oder Ausſchluß aus 
der Geſellſchaft, durch Tod oder Konkurs aus- 
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ſcheidet.“ Doch ift die Uebertragung an be- 
ſtimmte Formen gebunden (Vorlegung des 
Anteilsſcheins, ſchriftlicher Antrag des Er⸗ 
werbers, ſchriftliche Zeſſion des bisherigen 
Eigentümers.) Die Anteile ſind unteilbar. 
Sie lauten nicht auf einen beſtimmten Betrag 
wie Aktien), ſondern das für den Geſchäfts⸗ 
betrieb erforderliche Kapital wird (wie bei 
Kuxen), nach Bedarf, auf Grund eines Be⸗ 
ſchluſſes des zuſtändigen Organs, durch Bei⸗ 
träge, „Zubußen“ von den Anteileignern auf⸗ 
gebracht. Sämtliche Anteilseigner nehmen 
im Verhältnis ihrer Anteile gleichmäßig am 
Vermögen und am Gewinn und Verluſt der 
Geſellſchaft teil. 

Die Vertretung der Geſellſchaft liegt in 
den Händen des Vorſtands, deſſen Wahl 
(2—5 oder 7 Perſonen) durch die General- 
verſammlung erfolgt. Hin und wieder iſt 
der Beſitz einer beſtimmten Zahl von An⸗ 
teilen Vorausſetzung. Die Amtsdauer iſt ver⸗ 
ſchieden, 2, 3, 5 Jahre. Der Vorſtand wählt 
ſich einen Vorſitzenden und gibt ſich eine Ge⸗ 
ſchäftsordnung. 

Der Vorſtand vertritt die Geſellſchaft ge⸗ 
richtlich und außergerichtlich. Er verwaltet 
das Vermögen, verpflichtet entſprechend dem 
Statut die Geſellſchaft, ſchließt Kauf- und 
Dienſtverträge ab u. a. m. Er beruft und 
leitet die Generalverſammlung. Selten iſt 
ihm die Ausſchreibung, immer aber die Ein- 
ziehung von Zubußen zuerteilt. Für ſeine 
Tätigkeit erhält er Gehalt und Vergütung 
der Speſen. Am Schluß des Jahres legt er 
der Generalverſammlung Rechnung vor und 
wird entlaſtet. 

Ein zweites Organ ift der Mitglieder- 
ausſchuß, beſtehend aus 2—3 Perſonen. 
Er findet ſich allerdings nicht häufig vor. 
Wo er vorkommt, wird er von der General⸗ 
verſammlung gewählt und übernimmt die 
Funktion der Beaufſichtigung des Vorſtandes. 
Jedes Mitglied iſt befugt, ſich von dem Stand 
der Geſchäfte durch Einſicht in die Bücher 
und Beſichtigung der vorgenommenen Mr- 
beiten zu überzeugen. Uebrigens ſteht auch 
in den Fällen, wo ein Mitgliederausſchuß 
nicht vorhanden iſt, das Recht der Bücher⸗ 
einſicht nicht jedem Geſellſchafter einzeln zu, 
ſondern iſt an eine beſtimmte Summe von 
Anteilen, 100, 250 Stück, geknüpft. | 

Das dritte Organ ift die General- 
verſammlung, in der jeder ordentliche 
Anteilseigner entſprechend der Zahl ſeiner 
Anteile Stimmrecht hat. Ihre Berufung er⸗ 
folgt durch den Vorſtand nach Bedarf, jähr⸗ 
lich mindeſtens einmal, und außerordentlicher⸗ 
weiſe auf Antrag einer Minorität, z. B. 250 
Anteile. Die Ladung der Mitglieder geſchieht 
durch eingeſchriebenen Brief. Die Tages⸗ 
ordnung beſtimmt der Vorſtand. Doch kann 
auch hier regelmäßig eine Minorität, z. B. 


250, 300 Anteile, acht Tage vorher ſchrift⸗ 
liche Anträge für die Tagesordnung ein⸗ 
reichen. Der Generalverſammlung unter⸗ 
liegen Beſchlüſſe, ſoweit ſie nicht anderen 
Organen zu übertragen ſind, insbeſondere 
die Beſchlußfaſſung über die Zubußen. Seltener 
iſt die Ausſchreibung von Zubußen bis zu 
einer Geſamthöhe von 100 M. dem Vor⸗ 
ſtande übertragen; dann iſt die Generalver⸗ 
ſammlung inſoweit in ihrer Entſchließung be⸗ 
ſchränkt. Beſchlüſſe werden mit einfacher 
Majorität der vertretenen Anteile gefaßt. 
Daneben findet ſich aber ſehr häufig auch 
die Verſchärfung, daß einfache Majorität 
aller Anteile nötig iſt, und, falls eine ſolche 
nicht zuſtande kommt, eine zweite General- 
verſammlung innerhalb 14 Tagen oder ähn⸗ 
licher Zeit einzuberufen iſt, die nun endlich 
mit einfacher Majorität der abgegebenen 
Stimmen entſcheidet. Entſprechend iſt für 
beſondere Fälle, zu denen Satzungänderun⸗ 
gen, Abberufung des Vorſtandes, Auflöſung 
der Geſellſchaft, manchmal auch Vermögens⸗ 
veräußerungen, nicht dagegen Ausſchreibung 
von Zubußen gehören, qualifizierte Majorität, 
z. B. dreiviertel der vertretenen, reſp. aller 
Stimmen nötig. Ueber jede Generalverſamm⸗ 
lung iſt ein Protokoll aufzunehmen. Alle in 
einer Generalverſammlung gültig gefaßten 
Beſchlüſſe ſind für ſämtliche Mitglieder bin⸗ 
dend. Die Anfechtung eines Beſchluſſes iſt 
nur binnen Monatsfriſt zuläſſig. 

Ueberſchaut man dieſes Bild, ſo muß man 
m. E. zugeben: Gerade die weſentlichen 
Merkmale in der Organiſation der Bohr- 
geſellſchaft, die Loslöſung der der Ge⸗ 
ſamtheit zuſtehenden Rechte von 
der Perſon der einzelnen Mit⸗ 
glieder, wie ſie in der großen Zahl der 
Anteile, in der Bindung der Bohrgeſellſchaft⸗ 
rechte an den Beſitz dieſer Anteile, in der 
freien, von fremder Zuſtimmung unabhän⸗ 
gigen Uebertragung derſelben u. a. zum 
Ausdruck kommt, ferner die Unterwer⸗ 
fung des Willens der einzelnen 
unter einen einheitlichen Geſamt⸗ 
willen, der ſich in der bindenden Wirkung 
des Statuts gegenüber neu eintretenden Mit⸗ 
gliedern, in der Geltung von Generalver⸗ 
ſammlungsbeſchlüſſen gegenüber nicht mit ab⸗ 
ſtimmenden Anteilseignern und vor allem 
in dem Vorhandenſein dauernder Organe, 
eines Vorſtandes, einer Generalverſammlung, 
eines Mitgliederausſchuſſes manifeſtiert: Alle 
dieſe Merkmale weiſen zurück auf das Ur⸗ 
bild des Vereins, nicht der Geſellſchaft. Die 
Bohrgeſellſchaft iſt ein wirtſchaft⸗ 
licher Verein, und zwar ein nicht 
rechtsfähiger Verein. 

Zu demſelben Ergebnis führt übrigens 


auch eine andere Argumentation. Die 


Zubußen. 


Bohrgeſellſchaft hat im Wirtſchaftsleben den 
Zweck, die Vorbereitungsarbeiten zur Er⸗ 
ſchließung eines Bergwerks zu leiſten. 
Die Bohrtätigkeit iſt nur im Durchgang⸗ 
ſtadium; iſt ſie erfolgreich geweſen, d. h., iſt 
man fündig geworden und ſind die Stoffe 
abbauwürdig, ſo wird Mutung eingelegt und 
mit dem eigentlichen Abbau begonnen. Denn 
nach dem allgemeinen Berggeſetz für die preu⸗ 
ßiſchen Staaten von 1865 $ 15 ift „die Gül- 
tigkeit einer Mutung dadurch bedingt, daß 
das in derſelben bezeichnete Mineral an dem 
gegebenen Fundpunkt auf ſeiner natürlichen 
Ablagerung vor Einlegung der Mutung ent⸗ 
deckt worden iſt.“ Alsdann löſt ſich die Bohr⸗ 
geſellſchaft in der Regel auf und geht in eine 
Gewerkſchaft nach A. B. G. § 94 oder in 
eine Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft m. b. 
H. über. 

Die geſetzlich feſtgelegte Form der 
Aktiengeſellſchaft oder der Gewerkſchaft wirkt 
nun aber naturgemäß bereits auf die 
juriſtiſche Form des Unternehmens in 
ſeinem früheren Stadiun zurück. Beſon⸗ 
ders bei Regelung der Organe der Bohr- 
geſellſchaft begegnen wir den verſchiedenſten 
Anklängen an die Organiſation der Aktien⸗ 
geſellſchaft. Vgl. Handelsgeſetzbuch § 243 
Vorſtand der A.-G. § 246 Aufſichtsrat, (dem 
der Mitgliederausſchuß nachgebildet ift). § 250 
Generalverſammlung. § 255 deren Berufung. 
§ 256 Tagesordnung. § 259 Protokoll. 8 260 
Bilanz. § 271 Anfechtung. § 274 Statuten- 
änderung uſw. Noch auffälliger ſind die 
Parallelen zu Titel 4 des Allg. Berggeſetzes, 
der „von den Rechtsverhältniſſen der Mit⸗ 


beteiligten eines Bergwerks“ handelt. Vgl. 
8 94, II, Statut. § 95 Name. $ 100 Aus- 
ſcheiden einzelner Mitglieder. § 101 Zahl 


der Kuxe. „Die Kuxe ſind unteilbar.“ 8102 
„Die Gewerken nehmen nach dem Verhältnis 
ihrer Kuxe an dem Verluſt und Gewinn teil.“ 
$ 103 Gewerkenbuch. Kurichein 
auf Verlangen, lautend auf Namen. $ 104 
Freie Uebertragbarkeit der Kuxe. § 105 unter- 
ſchriftliche Form und Aushändigung des 
Kuxſcheins. Umſchreibung im Gewerkenbuch. 
§ 107 Haftung für beſchloſſene Zubußen. 8 111 
Gewerkenverſammlung, Stimmrecht nach 
Kuren. 8112 Ladung. $ 113 Beſchlußfaſſung. 
(1. Verſammlung Majorität aller Kuxe, even- 
tuell 2. Verſammlung Majorität der vertre- 
tenen Kuxe.). § 114 Qualifizierte Majorität. 
§ 115 Anfechtung. $ 117 Repräſentant oder 
Grubenvorſtand. § 118 Wahl. $ 119 Ver⸗ 
tritt die Gewerkſchaft in allen Angelegen⸗ 
heiten, gerichtlich und außergerichtlich. 8122 
Bericht jährlich über die Gewerkenverſamm⸗ 
lung. — Die Beiſpiele ließen ſich noch leicht 
vermehren. Aber die vorſtehenden Analogien 
zu den Vereinen mit juriſtiſcher Perſönlichkeit, 


der Aktiengeſellſchaft, der Gewerkſchaft, weiſen 
wohl ſchon zur Genüge auf den Vereins⸗ 
charakter der Bohrgeſellſchaft hin. 

Nun könnte man wohl meinen, dieſe ganze 
Erörterung fei nichts weiter als eine Dot- 
torfrage. Der Streit darüber, ob nichtrecht⸗ 
fähiger Verein oder Geſellſchaft, habe gar 
keinen Wert, da das B. G.⸗B. die nichtrechts⸗ 
fähigen Vereine in dem einzigen § 54, in dem 
es von ihnen handelt, ja ſowieſo in das Ge⸗ 
ſellſchaftrecht verweiſt. 

Doch wäre das irrig. Das Geſetz ſagt 
nicht, daß nichtrechtsfähige Vereine Geſell⸗ 
ſchaften ſeien. Es erklärt nur: „auf ſie fin⸗ 
den die Vorſchriften über die Geſellſchaft An⸗ 
wendung“. Sie bleiben, wie im Sprach⸗ 
gebrauch des Lebens, ſo auch in der Auf⸗ 
faſſung des Geſetzes, Vereine. Das Ge- 
ſellſchaftrecht iſt nur ſubſidiär anwendbar, ſo⸗ 
weit nicht durch das Geſetz ſelbſt oder auch 
durch Gewohnheitrecht beſondere Beſtimmun⸗ 
gen gegeben ſind. 

Von einem im Rechtverkehr der Bohr- 
geſellſchaften geltenden Gewohnheit— 
recht, „das ſich aus dem Zweck der Vereini⸗ 
gung, aus der Geſamthaltung ſeiner Satzung 
und aus dem bei gleichartigen Vereinen 
Ueblichen als gewollt ergibt“ Gierke, Vereine 
ohne Rechtfähigkeit, 2. Aufl., 1902, S. 14), 
kann meines Wiſſens nicht die Rede ſein. 

Dagegen enthält das Geſetz ſelbſt drei 
ausdrückliche Beſtimmungen, die auf den nicht- 
rechtfähigen Verein im Gegenſatz zur Ge: 
ſellſchaft Anwendung finden, unter denen 
eine gerade für die wichtige Frage der Haf- 
tung bedeutſam iſt. 
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1. Während derjenige, der im Namen einer 
Geſellſchaft kontrahiert, für die Erfüllung nur 
dann perſönlich haftbar iſt, wenn er ohne 
zureichende Vertretungmacht gehandelt hat, 
iſt der, welcher im Namen eines nicht recht- 
fähigen Vereins Rechtgeſchäfte abſchließt, für 
deren Erfüllung perſönlich haftbar, auch wenn 
er mit gehöriger Vertretungmacht ausge- 
rüſtet war. Mehrere Vertreter haften als 
Geſamtſchuldner. B. G. -B. 8 54, Satz 2. 

2. Bei Prozeſſen, die gegen einen nicht 
rechtfähigen Verein angeſtrengt werden, gilt 
dieſer als parteifähig. Zivilprozeßordnung, 
§ 50, Abſ. II. Der Vereinsvorſtand hat die 
Rolle eines geſetzlichen Vertreters (Z. -P.⸗O. 
$ 51), jo daß z. B. Parteieide nur von ihm, 
nicht von den Vereinsmitgliedern zu leiſten 
find. (Z.⸗P.⸗O. § 473.) Gemäß Z. P. O. $735 
genügt zur Vollſtreckung in das Vermögen 
eines nicht rechtfähigen Vereins ein gegen 
den Verein erlaſſenes Urteil. Dagegen 
richten ſich Klage und Urteil bei einer Ge⸗ 
ſellſchaft gegen ſämtliche, namentlich aufzu⸗ 
führende Geſellſchafter. 

3. Während die Frage, ob über das Ver⸗ 
mögen einer Geſellſchaft ein ſelbſtändiger 
Konkurs eröffnet werden kann, im Geſetz nicht 
geregelt und deshalb beſtritten iſt, beſtimmt 
Konkursordnung, $ 213, daß über das Ver⸗ 
mögen des nicht rechtfähigen Vereins ein be⸗ 
ſonderes Konkursverfahren nach den Bor- 
ſchriften über den Konkurs von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften, K.⸗O. $ 207 u. 208, ſtattfindet. 

Erſt über dieſe Sonderbeſtimmungen hin⸗ 
aus kann das Recht der Geſellſchaft B. G.⸗B. 
§ 705 ff. Geltung beanſpruchen. 

(Ein zweiter Artikel folgt.) 


Revue der Preſſe. 


Um einen Ueberblick über 


die internationale Hochkonjunktur 


zu geben, ſtellt das Berliner Tageblatt 
in ſeiner Wochenausgabe (21. Auguſt) die Situa⸗ 
tionsberichte ſeiner Korreſpondenten aus ſieben der 
Hauptinduſtrieländer Europas zuſammen. Deutſch⸗ 
land erwartet eine gute Getreideernte, vor allem 
in Roggen. Die ſchwere Induſtrie ift ſtark be- 
ſchäftigt, die Eiſenerzausfuhr bedeutend gewachſen. 
Der Geſchäftsgang in der Bekleidunginduſtrie ift 
recht befriedigend, eine bedeutende Vermehrung der 
Verkehrseinnahmen iſt bei den Eiſenbahnen und 
Schiffahrtlinien zu verzeichnen. An der Börſe hat 
ſich bei ziemlich lebhaftem Geſchäft eine Aufwärts⸗ 
bewegung durchſetzen können. Anbefriedigend iſt die 
Situation nach wie vor nur am Bau und Hypo⸗ 
thekenmarkt. — In Oeſter reich ift in den letzten 


drei Jahren die induſtrielle Entwicklung kräftig vor- 
wärts geſchritten. Auch an den Börſen iſt dieſer 
Geſundungprozeß zum Ausdruck gekommen. Den 
Anſtoß zu der Aufwärtsbewegung gab die Kräfti⸗ 
gung der Eiſeninduſtrie, welche von den großen 
militäriſchen Nüſtungen und der wachſenden Bau— 
tätigkeit, jowie von den ſehr bedeutenden Neu⸗ 
anſchaffungen, die in den letzten Jahren die Staats- 
bahnen nach Verſtaatlichung der großen Privat- 
bahnen vornehmen mußten, profitierte. Auch die 
Maſchineninduſtrie floriert, wird allerdings durch 
Kartellſtreitigkeiten beunruhigt. Die Kohlen induſtrie 
arbeitet trotz verſchiedener Streiks befriedigend. In 
der Elektrizitätinduſtrie hat ſich ähnlich wie in 
Deutſchland eine Vertruſtung angebahnt. Minder 
befriedigend iſt gegenwärtig die Entwicklung nur in 
der Textilinduſtrie und in der Spinnerei. Mächtig 
aufgeblüht ſind die Banken, welche bedeutende Kapi⸗ 


talserhöhungen vornehmen konnten und ſich infolge 
der Erlaubnis, Einlagegelder vom Publikum gegen 
Einlagebücher entgegennehmen zu dürfen, auf Koſten 
der Sparkaſſen entwickelten. — Frankreich be 
findet ſich ebenfalls unleugbar in einer Periode 
ſtarken wirtſchaftlichen Aufſchwunges. Der Geſamt⸗ 
export, der bereits 1911 gegen das Vorjahr dem 
Werte nach um 166 Mill. Fr. geſtiegen war, weiſt 
bereits im erſten Semeſter 1912 einen Mehrbetrag 
von 228 Mill. Fr. gegen die gleiche Zeit des Vor- 
jahres auf. Beſonders ſtark iſt analog den deutſchen 
Verhältniſſen die ſchwere Induſtrie beſchäftigt. Hier 
arbeiten vor allem die Lokomotivfabriken und Wag⸗ 
gonbauanſtalten mit Hochdruck. Für die Automobil⸗ 
induſtrie wird das Jahr 1912 ein Rekordjahr ſein. 
Die Werften haben infolge des neuen Flotten⸗ 
programms ſehr bedeutende Aufträge zu erwarten, 
auch die Anforderungen der Handelsmarine an ſie 
ſind gewachſen. Rußland darf auf eine ſehr 
gute Getreideernte rechnen, die Abſchlüſſe der großen 
Banken werden recht befriedigend ausfallen. Der 
Metallinduſtrie gewährleiſten die Ausgaben für die 
Flottenrenovierung gute Einnahmen, die Kohlen⸗ 
induſtrie profitiert von der unvernünftigen Preig- 
politik der Naphthainduſtriellen, welche Eiſenbahnen 
und Großbetriebe in wachſendem Waße ſich wieder 
der Kohle als Heizmittel zuwenden läßt. In 
England ijt die Entwicklung durch den Koblenz 
und Transportarbeiterſtreik beeinträchtigt worden, 
aber dieſer Rückgang iſt beiſpielsweiſe in der Eiſen⸗ 
induſtrie bereits ausgeglichen. Der Kohlenexport 
allerdings weiſt einen Rückgang um 3,4 Mill. t 
in den erſten ſieben Monaten auf. Auch die Be- 
triebseinnahmen der Eiſenbahnen haben unter den 
gewaltſamen wirtſchaftlichen Störungen gelitten. 
Einen ſehr günſtigen Einfluß auf die Induſtrie 
üben jedoch die gewaltigen Schiffsbeſtellungen aus. 
— Italien hat in dem Kriegsjahre eine impo- 
nierende wirtſchaftliche Widerſtandsfähigkeit be⸗ 
wieſen. Lediglich im Baumwoll- und Seidengewerbe 
zeigt ſich ein Rückgang. Der Stand der Staats⸗ 
finanzen iſt verhältnismäßig ſehr befriedigend. — 
Rumänien, das in den letzten zwanzig Jahren 
induſtriell und landwirtſchaftlich ſich ſehr gehoben 
hat, hat 1910 und 1911 ſehr gute Ernten gehabt 
und die etwas ungünſtigere von 1912 wird das Land 
kaum ſehr ſchädigen können. Aus ſeiner bedeutenden 
Erdölinduſtrie bezieht es reiche Einnahmen, die Bau- 
tätigkeit entwickelt ſich zuſehends, die Preiſe für 
ländlichen und ſtädtiſchen Grundbeſitz erfahren an⸗ 
dauernd Steigerungen und auch die Staatsfinanzen 
befinden ſich in beſter Verfaſſung. — Der Zentral⸗ 
verband des deutſchen Bank⸗ und Ban⸗ 
kiergewerbes warnt in verſchiedenen Tages- 
zeitungen vor einer Reihe von 


Schwindelbankiers. 


Zunächſt wird auf die londoner Firma Hermann 
Wagner aufmerkſam gemacht, welche durch raffi- 
nierte Tricks mit fremden Kapitaliſten in Geſchäfts⸗ 
verbindung zu treten ſucht, wobei beſonders Tele- 
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gramme mit Orderbeſtätigungen an Perſonen, denen 
die Firma gänzlich unbekannt iſt und denen gegenüber 
man ſich dann mit einem auf undeutlicher Unter- 
ſchrift des Auftraggebers beruhenden Irrtum ent- 
ſchuldigt, eine Rolle ſpielen. Ueber eine an der 
Börſe nicht zugelaſſene berliner „Bankfirma“ Voß 
& Co. jind dem Verbande wiederholt Beſchwerden 
zugegangen. — Das Neue Wiener Tagblatt 
(20. Auguſt) erzählt von dem Mißgeſchick eines 
budapeſter Animierbankiers Moritz Bergmann, 
der ſeine Kunden immer erſt tüchtig gewinnen 
ließ, um ſie nachher deſto ſicherer rupfen zu 
können. Als er einem Berliner in der Hoffnung, 
daß derſelbe wie üblich das Geld bei ihm für neue 
Spekulationen ſtehen laſſen würde, mitteilte, daß 
er ein Guthaben von 16 000 Kr. habe, antwortete 
ganz unerwartet die Witwe des plötzlich Verſtorbe— 
nen, daß ſie umgehend auf das Geld reflektiere. 
Nun ſuchte ſich der „Bankier“ aus der Klemme zu 
ziehen, indem er behauptete, daß er ein Engagement 
vergeſſen habe in die Berechnung einzuſetzen und 
daß nunmehr ſich ſtatt des Gewinnes ein Verluſt 
von 8000 Kr. ergebe. Da die Witwe jedoch feſtſtellte, 
daß auf die Schlußnote das neue Engagement von 
unbekannter Hand eingeſetzt ſei, erſtattete ſie An⸗ 
zeige wegen Betruges, der der budapeſter Anklage⸗ 
ſenat inzwiſchen ſtattgegeben hat. Die Berliner 
Worgenpoſt (22. Auguft) bereichert dieſes Kapitel 
noch durch eine Warnung vor der londoner Auimier⸗ 
bankfirma F. Jaenchen & Co. Ltd. — Das gleiche 
Blatt (24. Auguſt) hat, veranlaßt durch die fejte 
Haltung der an der berliner Börje notierten Tüll- 
aktien eine Umfrage bei den maßgebenden Engros⸗ 
und Detailfirmen der Brauche veranſtaltet, als deren 
Ergebnis es mitteilen kann, daß die Hoffnungen der 
Börje auf eine 


neue Tüllkonjunktur 


ſich aller Vorausſicht nach nicht erfüllen werden. 
Selbſt wenn die neue pariſer Mode der Damenhut- 
garnierung mit Tüllſpitzen nach Deutſchland über- 
greifen würde, hätten die deutſchen Fabriken keinen 
Vorteil davon, da ſie nur Baumwolltüll fabrizieren, 
während für den genannten Zweck ausſchließlich 
Seidentüll in Betracht kommt. Außerdem beſteht 
immer noch keine Tüllkonvention wieder und auch 
das Zuſtandekommen einer neuen, das bekanntlich 
als ſehr unwahrſcheinlich gilt, würde auf die Preig- 
politik keinen nennenswerten Einfluß ausüben 
können, weil die engliſche Konkurrenz jederzeit in 
der Lage iſt, die deutſchen Fabriken unterbieten zu 
können. Auf ein 


Sparkaſſenkurioſum 


macht die Frankfurter Zeitung (18. Auguſt) 
auſmerkſam. Die Sparvereinskaſſe Oehringen, e. G. 
m. b. H. ift laut Statut dazu ermächtigt, Sparein⸗ 
lagen nicht in bar zurückzuzahlen. Die Einlagen 
werden nämlich erſt nach dreimonatlicher Kündigung 
zurückgezahlt, wobei die Auszahlungen in der 
Reihenfolge der Kündigungen vonſtatten gehen. 
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Treffen nun eine Anzahl Auszahlungen derart zu 
ſammen, daß die baren Mittel nicht ausreichen — 
und das wird, da die geſamten greifbaren Wittel 
der Kaffe nur 228 000 / gegenüber Spargeldern 
im Gejamtbetrage von 7,35 Mill. / betragen, ziem⸗ 
lich oft der Fall ſein —, ſo darf der Sparer mit 
Aktivforderungen durch Zeſſion bezahlt werden. 
Kompliziert wird die Sache auch noch dadurch, daß 
nötigenfalls mehrere Zahlungheiſchende vermittelſt 
eines Kapitals befriedigt werden dürfen. Da wohl 
anzunehmen ijt, daß ein großer Teil der 3000 Wit⸗ 
glieder der Genoſſenſchaft ſich nicht recht darüber 
klar ilt, daß er für den Fall, daß er ſein Geld be⸗ 
nötigt, einfach ſtatt mit barem Gelde mit Hypo⸗ 
thekenurkunden — zirka vier Fünftel der Aktiva der 
Kaſſe find in jog. Zielern, d. h. Neſtkaufsſchillings⸗ 
hypotheken auf ländlichen Grundftüden angelegt — 
abgefunden werden kann, ſo iſt es wünſchenswert, 
daß eine Statutenänderung bei der Genoſſenſchaft, 
die im übrigen finanziell recht gut arbeitet, vor⸗ 
genommen und zum Zwecke der eventuellen Barrüd- 
zahlung der Spargelder etwas mehr auf liquide 
Anlage der Gelder geſehen wird, z. B. in Staats⸗ 
anleihen, von denen die Kaſſe gegenwärtig nicht 
für einen Pfennig beſitzt. — Das wiener Handels- 
muſeum (22. Auguſt) unterzieht die 


Wirtſchaftprogramme der Präſidentſchaft⸗ 
kandidaten 


in Amerika eingehender Beſprechung. Das repu- 
blikaniſche Programm, auf dem Taft fußt, iſt aus⸗ 
geſprochen ſchutzzöllneriſch. Taft ſelbſt hat jetzt zum 
zweiten Male gegen die Vorſchläge der Tarifkom⸗ 
miſſion und die Beſchlüſſe des Nepräjentanten- 
hauſes auf Herabſetzung der Zölle für Woll-, Eijen- 
und Stahlwaren fein Veto eingelegt mit der Moti⸗ 
vierung, daß ihm dieſe geplanten Zollermäßigungen 
zu weit gingen und geeignet erſcheinen, die ameri⸗ 
kaniſche Induſtrie zu ſchädigen. Die Nepublikaner 
beabſichtigen nur, die Zölle von Zeit zu Zeit einer 
Neviſion zu unterziehen und eventuell einige zeit⸗ 
gemäße Abänderungen vorzunehmen. Scharfe Mak- 
nahmen gegen die Truſts jind nicht beabſichtigt, 
man will nur die jetzige Truſtgeſetzgebung in man⸗ 
cher Beziehung ergänzen und durch Androhung ſtraf— 
rechtlicher Verfolgung alle Verſuche einer induſtriellen 
oder kommerziellen Monopolbildung verhindern. Die 
progreſſiſtiſche Partei Nooſevelts ſympathiſiert in 
der Hauptſache mit der Zollpolitik der Republi- 
taner, auch Rooſevelts Anhänger haben im Senat 
Tafts ablehnende Haltung gegen die Beſchlüſſe des 
Nepräſentantenhauſes im Senat unterſtützt. Ihr 
Programm unterſcheidet jih von dem der Republi- 
kaner in der Hauptſache in ihren ſozialpolitiſchen 
Forderungen, die recht umfangreich ſind und in nichts 
weniger als dem Poſtulate der Winimallöhne in 
allen Induſtrien, verſtärktem Arbeiterſchutz, Arbeiter— 
verſicherung Einführung des Achtſtundentages in 
drei Schichten, Sozialverſicherung nach engliſchem 
Muſter und einem Ruhetag in der Woche beitehen. 
Das demokratiſche Parteiprogramm Wilſons fußt 


vor allem auf der ſcharfen Gegnerſchaft gegen 
Protektionismus und Truſts. Dieſe beiden Faktoren. 
werden von ihm für die herrſchende Teuerung verz 
antwortlich gemacht. Dem Kampf gegen Schutzzoll 
und gegen die Uebergriffe der Truſts ift deshalb 
ein beſonders weiter Spielraum auf der demokrati— 
ſchen Plattform eingeräumt. — In ſeiner Wirt- 
ſchaftlichen Korreſpondenz (21. Auguſt) 
führt Rihard Calwer die wichtigſten Ergebniſſe von 


Deutſchlands Außenhandel im Juli 1912 


an. Setzt man die geſamte Wareneinfuhr von 1911 
gleich 100, ſo ergibt ſich für den Monat Juli 1911 
eine Inderziffer von 10,3 gegen 9% im Vorjahr 
und für die Monate Januar — Juli eine ſolche von 
57,8 gegen 55,8 i. V. Mit der Geſamtausfuhr des 
Jahres 1912 verglichen, ergibt ſich für den Export 
im Juli 1912 eine Inderziffer von 9,9 und 
für die Monate Januar Juli von 61,9 gegen 56,1. 
Der Wert, der im Juli 1912 aus dem deutſchen Zoll- 
gebiet ausgeführten Waren belief ſich auf 705,28 
Mill. % gegen 670,48 Will. Etwas vermindert 
hat ſich der Export in Produkten der Eiſeninduſtrie, 
ferner in der Maſchinen⸗ und elektrotechniſchen Snes 
duſtrie. — Anknüpfend an die Meldung, daß in 
Nizza für 30 Mill. Nbi gefälſchte ruſſiſche Bant- 
noten beſchlagnahmt wurden, plaudert A. Oscar 
Claußmann im Tag (20. Auguſt) über 


ruſſiſche Rubelfälſcher. 


Vor etwa 30 Jahren war die Hauptfabrikationsſtätte 
für ruſſiſche Banknotenfalſifikate in Deutſchland. Die 
ruſſiſche Regierung war gezwungen, einen eigenen 
Polizeidienſt für Deutſchland deshalb zu errichten. 
In den 80er Jahren wurde denn auch den Fälſchern 
der Boden in Deutſchland unter den Füßen zu heiß 
und ſie gingen nach Frankreich, Italien und Eng⸗ 
land. Eine Zeitlang wurden übrigens auch Rubel- 
ſcheine aus politiſchen Motiven gefälſcht, und zwar 
von den Polen nach der niedergeſchlagenen Revolu- 
tion von 1830, da man auf dieje Weile Rußland 
finanziell zu ſchädigen gedachte. In ſpäterer Zeit 
wurden oft die Banknoten ſo vorzüglich gefälſcht, 
daß manchmal von den Behörden verſehentlich echte 
Noten als falſche beſchlagnahmt wurden, da die fal⸗ 
ſchen beſſer und den jeweiligen Vorſchriften genauer 
entſprechend angefertigt waren. Es half der ruſſi⸗ 
ſchen Regierung auch nichts, daß ſie beiſpielsweiſe 
bei den 25 Rubelnoten ein dutzendmal in wenigen 
Jahren mit dem Typ wechſelte. — Die Fälſcher ver⸗ 
kaufen gewöhnlich ihre Noten für ein Drittel des 
„Nennwertes“ an Agenten, die dieſelben nach Nuß— 
land einſchmuggeln und dort für die Hälfte des 
Nennwertes unterbringen. — Die Berliner 
Morgenpoſt (23. Auguſt) macht anläßlich der 
Klagen der 


Deutſch⸗ſüdamerikaniſchen Telegraphengeſellſchaft 


über zu geringe Benutzung ihres von Pernambuco 
ausgehenden Kabels namentlich in Rio darauf auf- 
merkſam, daß die ſchlechten Erfolge der Geſellſchaft 


lediglich auf Konto ihrer durchaus unzureichenden 
überſeeiſchen Vertretung zu ſetzen find. In Rio, wo 
ohnehin alle Kräfte anzuſpannen wären, da die 
engliſche Weſtern Telegraphe Co. dort das Feld 
völlig beherrſcht, hat die deutſche Geſellſchaft als 
einzige Vertretung in einem abgelegenen Hinter- 
hausſtübchen einen früheren Angeſtellten der eng⸗ 
liſchen Konkurrenzgeſellſchaft ſitzen, der kein Wort 
Deutſch verſteht. Außerdem beſitzt die Geſellſchaft, 
was ſehr ſchwer ins Gewicht fällt, keine eigene An⸗ 
nahme und Auslieferungſtelle und darf auch infolge 
eines Abkommens mit der Weſtern Telegraphe Co. 
keine Rabatte im Verkehr mit Braſilien gewähren, 
die ſich im Verkehr mit Buenos Aires gut bewährt 
haben. — Der Kontorfreund macht in ſeiner 
Nummer vom 1. Auguſt auf den Wert aufmerkſam, 
den die 


Schreibmaſchine als Schutz gegen Urkunden⸗ 
fälſchungen 


beſitzt. Während jede Handſchrift von einem ge- 
ſchickten Fälſcher durch Abänderung von Buchſtaben 
und Zahlen, jowie durch Raſuren und Voranſetzen 
von ſinnentſtellenden Silben gefälſcht werden kann, 
jind die Schwierigkeiten bei einer mit Gchreib- 
maſchine hergeſtellten Schrift bedeutend größer. Denn 
einerſeits iſt es erforderlich, daß der Fälſcher ſeine 
Abänderungen mit derſelben oder einer ähnlichen 
Maſchine vornimmt. Außerdem iſt es ſehr ſchwierig, 
die betreffenden Zahlen und Buchſtaben mit der— 
ſelben Färbung und genau fortlaufend einzuſetzen. 
Einen ſehr guten Schutz gegen Fälſchungen, ſpeziell 
des Vertragsgegners, bietet der mit der Maſchine 
hergeſtellte Durchſchlag. Wenn dieſer dem Kontra- 
henten ausgehändigt wird und das Original im 
Beſitz behalten wird, ſo laſſen ſich ſpäter, wenn man 
die beiden Schriftſtücke eng aufeinander gepreßt 
gegen das Licht hält, mit Leichtigkeit alle Fäl⸗ 
ſchungen feſtſtellen. — Die Bauwelt (29. Auguft) 
bringt einen intereſſanten Beitrag zum Kapitel der 


teueren Hypothekengelder 


So hat kürzlich der Beſitzer des Leipziger Straße 57, 
alſo in beſter berliner Geſchäftslage gelegenen Hauſes 
ein Hypothekendarlehen von 600000 / von der 
Victoria⸗Verſicherunggeſellſchaft nur unter den rela- 
tiv recht ungünſtigen Bedingungen von Al, o% 
Jahreszinſen und 1% Abſchlußproviſion erhalten. 
— In welchem Maße überhaupt die 


Verſicherunggeſellſchaften am Hypothekenmarkt 


als Geldgeber auftreten, belegt die Berliner 
Morgenpoſt (25. Auguſt) mit Ziffern. Die deut⸗ 
ſchen Verſicherunggeſellſchaften ſind die zweitgrößten 
Geldgeber für Hypotheken; während die Hypotheken— 
banken am 31. Dezember 1911 11,17 Milliarden MH. 
Regiſterhypotheken ausgeliehen hatten, betrug die 
Anlage der Verſicherunggeſellſchaften in Hypotheken 
am 31. Dezember 1911 4,3 Milliarden. Dieſe Summe 
hat jih jedoch bis Ende 1911 noch bedeutend ver- 
mehrt. Insgeſamt haben die Verſicherunggeſell—⸗ 


s ſchaften von ihren 5,48 betragenden Kapitalsanlagen 


79,3 % in Hypotheken angelegt. — Die Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Zeitung (24. Auguſt) gibt eine 
Zuſchrift wieder, die die 


Kursverluſte der Sparkaſſen 


aus ihrem Beſitz an Reichs- und Staatsanleihen 
beſpricht. In den Jahren 1895 bis 1910 betrug 
bereits der Ueberſchuß der Kursberluſte aus 
Reichs⸗ und Staatsanleihen über die Kursgewinne 
bei den preußiſchen Sparkaſſen insgeſamt 146,95 
Millionen. Im Jahre 1910 waren die preußiſchen 
Sparkaſſen genötigt, auf ihren bilanzmäßigen Be- 
ſtand von 2,7 Milliarden % an Inhaberpapieren 
8 Mill. abzuſchreiben gegen nur einen Verluſt von 
0, Will., auf den 6,9 Milliarden betragenden 


Hypothekenbeſitz. 


Aus den Börsensälen. 


Noch immer steht die Börse unter dem 
Zeichen der Ultimoprolongationen. Die in der 
vorigen Woche unternommenen Versuche, die 
Kurse heraufzusetzen, sind nicht recht geglückt. 
Zwar ist die Grundtendenz der Börse nach wie 
vor als fest zu bezeichnen, und für einige 
Spezialwerte zeigte sich auch wieder Nachfrage. 
Aber das Geschäft war nicht so rege wie in 
der vorigen Woche, und bemerkenswert ist 
namentlich, dass die Umsätze am Kassamarkte ' 
zurückgegangen sind. Hieraus ist zu erkennen, 
dass das Privatpublikum mit neuen Käufen 
zurückhaltender geworden ist. Es bleibt ab- 
zuwarten, ob das eben noch vorhandene grosse 
Interesse bald wiederkehrt, oder ob die im 
nächsten Monat zu erwartende Verteuerung der 
Zinssätze die Unternehmunglust lähmen wird. 
Auch in den Reihen der Börsenspekulation zeigt 
sich eine gewisse Ermüdung. Wenn auch dies- 
mal die Uitimoprolongation sehr glatt vonstatten 
gegangen ist, so verhehlt die Börse sich doch 
nicht, dass der September nicht gerade für 
größere Ilaussebewegung geeignet erscheint, 
zumal in einem Jahre, in dem an und für sich 
der Geldmarkt stärker angespannt ist, und zu 
einer Zeit, wo die Engagements einen be- 
trächtlichen Umfang angenommen haben. 

* * 
* 

Der Markt der Montanaktien ist stark 
in den Hintergrund getreten. Nur für einzelne 
Papiere bestand noch grössere Nachfrage: in 
erster Reihe wieder für Phönix-Aktien 
und gelegentlich für Gelsenkirchen und 
Aumetz-Friede, weil man bei diesen beiden 
Gesellschaften infolge ihrer grossen Anlagen 
im Luxemburger Revier optimistische Moff- 
nungen auf die zukünftige Entwicklung setzt. 
Bei der Gelsenkirchener Bergwerks-Gesellschäft 
rechnet die Börse auch noch mit dem Vorteil, 
der dem Unternehmen dadurch entsteht. dass 
es die Zahlung der Umlage an das Kohlen- 
syrdikat erspart, sobald der jetzige Kartell- 
vertrag abgelaufen ist. Dieser Vertrag Liuft 
nun freilich noch bis Ende 1915, aber es be- 


steht doch vielfach die Ansicht, dass schon 
vorher eine Einigung erzielt wird. Alsdann 
würde, wie die Börse annimmt, der Vorteil, der 
den Gelsenkirchener Zechen dadurch, dass sie als 
Hüttenzechen erklärt werden, entsteht auch schon 
entsprechend früher eintreten. Freilich ist nun 
in der letzten Zeit über die Verhandlungen 
zur Erneuerung des Kohlensyndikats etwas 
Neues nicht bekannt geworden. Kürzlich wurde 
eine in den Aktien der Harpener Bergbau-Gesell- 
schaft eingetretene Kurssteigerung mit Ge- 
rüchten. motiviert, dass sich für die reinen 
Zechen die Situation günstiger darstelle. Jedoch 
handelte es sich hierbei offenbar nur um irgend- 
eine Kombination einiger Spekulanten, die ihren 
Eindruck auch bald verfehlte, da das 
Interesse für das Papier sehr rasch wieder 
nachliess. Lebhafte Beachtung fanden wiederum 
Schiffahrtwerte. Da der Kurs der Hansa- 
aktien bereits eine sehr erhebliche Steigerung 
erfahren hat, und auch die kleine Spekulation 
zahlreiche Hausse- Engagements besitzt, so 
wandte sich die Börse diesmal mehr den Aktien 
der Hamburg-Amerika-Linie zu. Die Aeusse- 
rungen Ballins, nach denen in der Tat der Ge- 
schäftsgang sehr günstig ist, trugen natur- 
gemäss wesentlich zur Erhöhung der Nach- 
frage bei. Der Kurs hat bereits eine so er- 
hebliche Steigerung erfahren, dass der höchste 
Stand des Jahres 1907 erreicht ist. Der höchste 
Kurs. den die Aktien während der letzten 
Aufschwungsperiode eingenommen hatten, be- 
trug 174.10 d. Er wurde im Jahre 1905 er- 
reicht. Von diesem Kurse sind die Aktien 
nur noch um ca. 16 % entfernt. Am Dienstag 
wandte sich das Interesse der Börsenspekulation 
plötzlich auch einer anderen Kategorie von 
Werten zu, nämlich den Bankaktien. Eine 
Grossbank hatte schon drei Tage vorher in 
ihrem Wochenbericht darauf hingewiesen, dass 
die Bankenkurse „vernachlässigt“ seien, und 
wohl im Zusammenhang hiermit standen auch 
die von einigen Spekulationsmaklern ausgehen- 
den Käufe. Die Bankaktien haben aufgehört, 
Spekulationspapiere zu sein, nachdem die Divi- 


denden eine so grosse Stabilität aufweisen. 
Infolgedessen pflegt auch an der Börse das 
Interesse nicht lange anzuhalten. Andererseits 


zeigt sich, dass die Aktien der meisten Gross- 
banken im Vergleich zu den früheren Jahren 
verhältnismässig niedrig notieren. Der Kurs 
der Aktien der Deutschen Bank hält sich 
z. B. gegenwärtig auf ca. 15%, derjenige der 
Dresdner Bank ca. 10% unter dem hoch- 
sten Kurse des vorigen Jahres, während Disconto- 
Commandit ca. 12% niedriger notieren. 


* * 


* 
Am Kassa-Industriemarkte ist es 
still geworden, namentlich in denjenigen. Pa- 


pieren, die in der letzten Zeit grosse Kurs- 
steigerungen erfahren haben. Auch an der 


petersburger Börse scheint die Spekulation sich 
nicht mehr in so stürmischer Weise betätigen 
zu können, denn für die Aktien der Naphta- 
Produktionsgesellschaft Gebr. Nobel 
bestand diesmal keine Anregung. In Deutsch- 
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land ist man auch gegenüber der beträchtlichen 
Kurssteigerung dieses Papiers etwas miss- 
trauischer geworden, zumal die Emissionshäuser 
die Verantwortung für die hohe Bewertung ab- 


lehnen. Der Umsatz in den Aktien ist erheb- 
lich zurückgegangen. Auch eine ganze Reihe 
anderer Werte hat Kursabschwächungen er- 


fahren, nicht aus sachlichen Gründen, sondern 
nur, weil das Interesse nachgelassen hat und 
vorher allzu rasche Steigerungen erzielt worden 
waren. Hierzu gehören z. B. die Aktien der 
Automobilfabriken, wie Daimler, Adlerwerke usw. 
Eine gut behauptete Haltung zeigen nur die 
Aktien solcher Unternehmungen, die ihr Ge- 
schäftsjahr am 30. September abschliessen, weil 
die Abtrennung der Dividendenscheine und die 
Erwartung besserer Erträgnisse einen Rück- 
gang der Kurse verhindern. 


* * 


De 


Sehr merkwürdig ist die Kursentwicklung 
in den Aktiender BielefelderMaschinen- 
fabrik (Dürkopp). Das Papier hatte im Juli 
eine grössere Steigerung erfahren, und wie 
schon so häufig, tauchen Gerüchte auf, dass 
das Unternehmen eine Kapitalserhöhung vor- 
nehmen werde. Ferner wurde auch eine höhere 
Dividende für das laufende Geschäftsjahr er- 
wartet; war doch mehrfach aus Kreisen der 
Verwaltung erklärt worden, dass die Gesell- 
schaft ihre Aufträge kaum bewältigen könne. 
Die Gerüchte von der Kapitalserhöhung wurden 
aber Anfang dieses Monats von neuem dementiert. 
Bald darauf schrieb ein hiesiges Blatt, dass die 
Dividende von Dürkopp für das laufende Ge- 
schäftsjahr eine Reduktion um ca. 8 00 erfahren 
werde. Die Verwaltung dementierte diese Nach- 
richt, aber sie tat es in einer Form, die an der 
Börse Verwunderung hervorrief. Zwar wurde 
gesagt, dass die Meldung unzutreffend ist und 
das Erträgnis voraussichtlich nicht hinter dem 
vorjährigen zurückstehen werde. Hinzugefügt 
wurde jedoch merkwürdigerweise, dass höchstens 
mur von einer unbedeutenden Ermässigung der 
Dividende die Rede sein könne, falls überhaupt 
eine Reduktion erfolge. Wenn hieraus auch 
keineswegs der Schluss zu ziehen ist, dass 
weniger als 28 ùo ausgeschüttet werden, so be- 
rühren diese Worte angesichts der mehrfachen 
Versicherungen von so überaus flotter Be- 
schäftigung eigentümlich. Eine Aufklärung wäre 
notwendig, und es wäre überhaupt angebracht, 
die Verhältnisse des Unternehmens den Aktio- 
nären etwas eingehender darzustellen. Im 
Gegensatz zu den übrigen Automobilfabriken 
hat die Dürkopp-Gesellschaft seit dem Jahre 
1896 eine Kapitalserhöhung nicht vorgenommen, 
und wenn auch ansehnliche Abschreibungen er- 
folgten, so scheint doch die Gesellschaft von 
der grossen Entwicklung der Automobil- 
industrie weniger profitiert zu haben als die 
übrigen massgebenden Werke der Branche. Das 
ergibt sich z. B. auch daraus, dass in den 
letzten sechs Jahren der Fabrikationsnetto- 
gewinn nur von 1.112 auf 1,265 Mill. / ge- 
stiegen ist. Bruno Buchwald. 


Umschau. 


Der Bankbeamte Friedrich Klotsch, 
der im Tresor des A. Schaaffhausen- 
schen Bankvereins beschäftigt war, hat, Zeitungberichten 
zufolge, etwa 120 000 l Preussische 4% ige Konsols ent- 
wendet. Er soll den Diebstahl in der Weise ausgeführt 
haben, dass er „einen unbewachten Augenblick“ benutzte, 
um aus den in grossen Stapeln aufeinander geschichteten 
Preussischen Konsols ein Paket herauszuziehen. „Er er- 
wischte zunächst, für etwa 10000 & Papiere die 
er dann auf sein eigenes Konto bei der Bank über- 
schreiben liess. Dann liess er sich, nachdem einige Tage 
verstrichen waren, das Geld dafür auszahlen. Dieses 
Manöver hat er dann viermal hintereinander wieder- 
holt und auf diese Weise etwas mehr als 50000 A er- 
beutet.“ — Bis dahin ist die Geschichte sehr plausibel. 
Denn keine Bank mit noch so guten Vorsichtmassregeln 
kann sich dagegen schützen, dass in einem unbewachien 
Moment — und es kann nicht nur bewachte Momente 
geben — irgendein ungetrener Beamter ein Effektenpaket 
an sich bring. Wenn dieser Beamte dann mit seiner 
Beute die Flucht ergreift, vielleicht am Sonnabend abend 
oder gar am Vorabend von zwei Feiertagen, ausser Landes 
geht und seinen Raub in Sicherheit bringt, so ist das ein 
Fall, aus dem keiner Bank ein Vorwurf gemacht werden 
kann. In unserem Fall aber lag die Sache anders. Herr 
Klotsch blieb ruhig in der Bank, versah weiter seinen Dienst 
und gleichzeitig sich selbst mit dem notwendigen Geld 
durch neue Diebstähle. Wie wurde er nun entdeckt? 
Darüber geben wieder die Zeitungen Auskunft: „Vor 
einigen Tagen beging Klotsch die Unvorsichtigkeit, 
für 70000 #£ Konsols auf einmal zu stehlen und auf sein 
Konto überschreiben zu lassen. So kam es, dass man 
Verdacht schöpfte und eine Revision anordnete.“ Eine 
andere Zeitung erzählt das aber ganz anders und — wahr- 
scheinlicher: „Vor einigen Tagen erzählte Klotsch, sein 
Vater in Schlesien sei gestorben. Er fuhr sogar zur 
Beerdigung und als er zurück kam, erzählte er, sein Vater 
habe ihm eine Erbschaft von 70 000 4 hinterlassen. Vor 
wenigen Tagen gab er bei seiner eigenen Bank sogar 
71000 AY ins Depot. Das war die Erbschaft, die er ge- 
macht hatte. Von dritter Seite bekam die Direktion des 
A. Schaaffhausenschen Bankvereins aber die vertrauliche 
Mitteilung, dass es mit der Erbschaft des Klotsch nicht 
ganz richlig sei. Seine Eltern seien notorisch arme Leute 
gewesen, die gerade das Nötige zum Leben haben. Weder 
seien sie in der Lage gewesen, dem Sohn einen Zuschuss 
zu gewähren, noch hätte Klotsch eine Erbschaft gemacht. 
Durch diese Mitteilungen stutzig geworden, ordnete die 
Direktion eine Revision der Depots an, die Klotsch in 
Verwaltung hatte. Die Revision, die gestern nachmittag 
vorgenommen wurde, hatte das Resultat, dass das Fehlen 
von 4% igen Preussischen Konsols im Betrage von etwa 
120 000 # festgestellt wurde. Klotsch war als Defraudant 
entlarvt.“ Also: Die Direktion hatte gar nichts ge- 
merkt, sondern sie ist erst auf eine von aussen 
kommende Denuniiation aufmerksam geworden. Auch 
das gäbe noch keinen Grund zu Vorwürfen. Denn wenn 
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die Diebstähle in kurzer Zeit hintereinander ausgeführt 
worden wären, so würde man infolge der geschickten 
Vorbereitungen des Defraudanten in der Tat in der Ein- 
lieferung grösserer Effektenposten kaum einen Grund zum 
Misstrauen haben sehen können. Die Diebstähle erstreckten 
sich aber über eine lange Frist. Weshalb wurden sie nicht 
gemerkt? Auch darüber finden wir etwas in den Zeitungen: 
„Die Entdeckung dieser Diebstähle wusste er dadurch zu 
verhindern, dass er immer solche Konsols an sich nahm, 
deren Fälligkeittermin am weitesten entfernt lag. Wenn 
der Fälligkeittermin heranrückte, steckte er neue Konsols 
in das betreffende Paket. So kam es, dass die Revisoren 
der Bank die Unterschlagungen fast ein und ein halbes 
Jahr lang nicht merkten.“ So kam es? Das ist doch 
höchst unverständlich. Preussische Konsols haben doch 
überhaupt keinen Fälligkeittermin. Es ist wohl auch 
nicht der Fälligkeittermin der Konsols selbst, sondern 
der Fälligkeittermin der Kupons gemeint. Wie der Dieb 
es aber fertig gebracht hatte, immer neue Konsols in die 
angegriffenen Pakete hineinzustecken, darüber werden wir 
nicht aufgeklärt, darüber kann man uns auch nicht aufklären, 
weil offenbar diese ganze Darstellung unzutreffend ist, 
Jedenfalls weiss der Fachmann mit ihr gar nichts anzu- 
Das, worauf es ankommt, ist, ob und wie Revi- 
Einer der Direktoren des 


fangen. 
sionen vorgenommen sind. 
Schaaffhausenschen BankvereinshateinerZeitung darüber mit- 
geteilt: „Gegen derartige Diebstähle gibt es vorläufig noch 
Die Revisionsabteilung der Bank hat 
Die gewöhnlichen Revi- 


kein Schutzmittel. 
vollkommen ihre Pflicht getan. 
sionen finden nicht an einem Tage, sondern nacheinander 
statt und wenn heute ein Tresor revidiert und morgen 
von einem Beamten ein Diebstahl in diesem Tresor aus- 
geführt wird, so lässt sich eben nichts dagegen machen.“ 
Sehr richtig, dagegen ist man machtlos. Aber bei der 
nächsten Revision schon muss der Diebstahl entdeckt 
werden und es entsteht die Frage, wann und wie ist beim 
Schaaffhausenschen Bankverein revidiert worden? Der- 
selbe Direktor äussert sich auch über diesen Punkt: „Die 
letzte Generalrevision, bei der alle Bestände aufgenommen 
wurden, fand von Mai bis Juni dieses Jahres statt und 
nahm drei Wochen in Anspruch. Die Revisoren 
fanden alles in bester Ordnung.“ Das müssen ja 
schöne Revisoren sein, die bei einer Prüſung, die drei 
Wochen dauert, eine Unterschlagung von 120 000 A. 
oder selbst von nur 50000 % Konsols nicht bemerkten. 
Aber durch eine andere Zeitung werden wir eines 
Besseren belehrt, denn diese teilt — auch wieder auf Grund 
von Aussagen von Direktionsmilgliedern — folgendes mit: 
„Im März dieses Jahres wurde eine Spezialrevision der 
Konsols vorgenommen. Hierbei wurden sämtliche Depots 
in Ordnung gefunden. Eine zweite Generalrevision aller 
Depots des Bankvereins fand im Mai dieses Jahres statt. 
Bei einer solchen können natürlich (!) nur Stichproben 
gemacht werden, und diese erwiesen sich als richtig. Da- 
her ist anzunehmen, dass Klotsch seine Defraudation erst 
nach Mitte Mai dieses Jahres vorgenommen hat.“ Nun 
steht aber fest, dass Herr Klotsch bereits seit 1½ Jahren 
defraudiert hat. Weshalb er das ungehindert konnte, geht 
ja auch aus den Aussagen der Direktion deutlich hervor. Die 
sogenannte Generalrevision hat eben nur aus Stichproben 
bestanden. Dass derartige Revisionen auf allen Banken 


in der gleichen Weise vorgenommen werden, wage ich 
durchaus zu bestreiten. Es ist nämlich keineswegs klar, 
dass „natürlich Stichproben gemacht werden“ 
können. Wenn die Revision selbst eines sehr grossen 
Tresors drei Wochen dauert, so können in der Tat sämtliche 
Depots sorgfältig geprüft werden. Aber man darf ja nicht 
vergessen, dass derartige Revisionen, die durchaus not- 
wendig sind, schliesslich nichts weiter darstellen als eine 
Ueberprüfung, als eine Kontrolle darüber, ob die regulären 
Kontrollmassnahmen der Bank auch funktionieren. In 
Wirklichkeit muss eigentlich in jedem Monat, durchschnittlich 
mindestens aber in jedem Vierteljahr einmal, eine genaue Kon- 
trolle der Depots bei der Bestandaufnahme stattfinden. 
Eine solche Bestandsaufnahme hat eigentlich an jedem 
Ultimo zu erfolgen, denn bei Aufstellung der Rohbilanz 
am Ultimo daıf man sich nicht damit begnügen, die 
Effektenbeslände nach dem Saldo des Effektenkontos im 
Hauptbuch aufzunehmen, sondern man muss die Ueberein- 
stimmung dieses buchmässigen Sollbestandes mit dem Ist- 
bestand feststellen. Auf diese Weise müssen in jedem 
Monat mindestens einmal die eigenen Effektenbestände 
der Bank kontrolliert werden. Damit ist aber nach Möglich- 
keit eine Prüfung der Kundendepots zu verbinden. Eine 
solche Prüfung ist durchaus möglich und in viel kürzerer 
Zeit durchzuführen, als es nach den umständlichen Aus- 
führungen der Direktion des Schaaffhausenschen Bank- 
vereins den Anschein hat. Auf jeder Bank werden näm- 
lich sogenannte „Tote Depotbücher“ geführt, die die Depots 
nach den Effektengattungen geordnet aufzählen. An der Hand 
dieser toten Depotbücher ist jederzeit genau festzustellen, ob 
die entsprechenden Mengen der einzelnen, in den Büchern 
verzeichneten Wertpapiere auch im Tresor vorhanden sind, 
Selbstverständlich handelt es sich bei einer Bank vom 
Range des Schaaffhausenschen Bankvereins um viele 
Tausende von Depots. Aber deren Durchsicht erfordert 
ja deshalb gar nicht sehr lange Zeit, weil nicht ein 
einziges totes Effektendepotbuch geführt wird, sondern 
eine ganze Reihe solcher Bücher existieren, die von ver- 
schiedenen Buchhaltern geführt werden. Die Durchsicht 
der Konten in ein bis zwei Tagen auf das ge- 
wissenhafteste zu ermöglichen. Ist das nicht der Fall, so 
ist die vom Schaaffhausenschen Bankverein verfügte Ein- 
teilung der Bücher eben falsch und unzweckmässig und 
entspricht nicht der Einteilung, die auf anderen Banken 
üblich ist. Es wäre ja eigentlich auch ungeheuerlich, 
wenn die Direktion des Schaaffhausenschen Bankvereins 
Recht haben sollte und es gegen derartige Defraudationen 
gar keinen Schutz gäbe. Denn wären die Behauptungen 
der Direktion richtig, so könnte sie ja heute noch nicht 
einmal dafür garantieren, dass ihre Depots jetzt ın 
Ordnung sind und dass nicht, sagen wir einmal beispiels- 
halber von Bayerischen Staatsanleihen zwei oder gar drei 
Millionen in den Depots fehlen. Die Direktion des 
Schaaffhausenschen Bankverrins wird nicht umhin können, 
den Fachkreisen genauere Aufklärung darüber zu geben, 
wie ihre Revisionsmassnahmen bisher gewesen sind und 
welche Vorsichtmassregeln sie nunmehr getroffen hat, um 
für die Zukunft ähnliche unliebsame Vorkommnisse zu 
verhindern. Bisher haben hier anscheinend ganz grobe 
Systemfehler vorgelegen. 


nur 
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Man schreibt mir: „In 
neueren Jahren richtet 
sich die besondere Aufmerksamkeit der Volkswirtschaftler 
auf die Finanzierung des ländlichen Grundbesitzes und 
Grundkredits. Um nur einige der Neuerscheinungen zu 
nennen, ist zu erinnern an die Kappschen Lebensversiche- 
rung-Sozietäten, die speziell die Idee der landwirtschaft- 
lichen Entschuldung durch Verbindung der Kreditfrage 
mit der Lebensversicherung pflegen wollen und daneben 
noch neue Reservoire für die landschaftlichen Kreditinstru- 
mente bilden dürften. Ferner ist zu verweisen auf die 
eben in Gang befindlichen Versuche, die Landwirtschaft- 
liche Creditbank in Frankfurt a. M. zu einer reinen land- 
wirtschaftlichen Hypothekenbank umzugestalten. Recht 
bedeutend sieht sich endlich ein Projekt an, dessen nähere 
Details soeben bekannt werden. Es handelt sich um 
ein von dem Verband der Güterinteressenten Deutsch- 
lands E. V. betriebenes Projekt, mit nicht weniger als 
20 Mill. & Kapital eine Deutsche Länderbank Aktien- 
Gesellschaft ins Leben zu rufen, die Kredit auf ländlichen 
Grundbesitz geben und vermitteln will und dabei eben- 
falls zur Entschuldung (Amortisation) sich der Verbindung 
der Kredithingabe mit der Lebensversicherung bedienen 
will. Die Lebensversicherungprämie soll anscheinend auch 
hier die Amortisationsquote darstellen. Die reichliche Be- 
messung des Aktienkapitals der Deutschen Länderbank 
soll und wird ja gewiss die Möglichkeit auch grösserer 
Eigeninvestitionen des zu gründenden Instituts geben, für 
Fehlschläge und Missgriffe bei Beleihungen, wenn sie nicht 
zu erheblich werden sollten, ist dadurch bis zu einem ge- 
wissen Grade ein Puffer geschaffen. Indessen, das neue 
Institut will nicht eben ganz ungefährliche Wege wandeln. 
Es will auch zweite Hypotheken auf ländlichen Besitz 
geben, allerdings nur bis zu 60% der von ihm selbst zu 
beschaffenden Taxe. Wie immer in so vielen Fällen wird nun 
auch hier alles davon abhängen, wie die Taxen hergestellt 
werden. Der Ertragswert der deuischen Landwirtschaft ist in- 
folge der gegenwärtig noch herrschenden Zollpolitik recht be- 
trächtlich — wird das immer so bleiben? Und wird es 
dem neuen Institut gelingen, die Objektivität der Taxen 
in allen Fällen absolut sicherzustellen, auch in denen, 
in welchen die Güterinteressenten, die das Institut 
Leben rufen wollen, ihren Besitz selbst abschätzen sollen? 
Die Angelegenheit würde weniger Bedeutung haben, wenn 
nicht schon heute der Appell an die Börse, den öffent- 
lichen Kapitalmarkt für die Obligationen der Länderbank 
Das Publikum wird nach- 
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ins 


in Aussicht gesiel#t wurde. 
gerade einigermassen in Verlegenheit kommen, wie es die 
nach ihrer Fundierung so unendlich verschiedenen Obli- 
gationen verschiedensten Charakters klassifizieren und be- 
werten soll. Auch dem Bankier, dem Fachmann, wird 
ein einigermassen sicheres Urteil durch alle die Neu- 
schöpfungen wesentlich erschwert. Was wird sich in 
Zukunft nicht alles „Pfandbrief“ nennen!“ 

In den Itzehoer Nach- 
richten vom 17. August 
1912 befand sich unter der Rubrik „Geldverkehr“ das 
folgende Inserat: „Darlehen gegen Hypotheken, Erb- 
schaften, Bürgschaften, Lebensversicherungpolice, totes 
und lebendes Inventar, auch ohne Bürgschaft auf Wechsel 
usw. erhält jedermann, falls solvent, durch die Mecklen- 
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burg-Pommersche Bank Victor Daniel & Co., handels- 
gerichtlich eingetragene Firma der Seestadt Rostock, 
Bureauzeit von 9—1 und von 2—6 Uhr, Schillerstr. 5. 
Vornehmstes und reelles Darlehnsinstitut, welches sich 
des besten Rufes erfreut. Unser neues Spareinlagensystem 
mit völliger Sicherheit ermöglicht uns, Einlagen mit 
viertel- und halbjähriger Kündigung zu 4½ % und 6% 
zu verzinsen. Prospekte gern zu Diensten.“ — Wer auf 
dieses Inserat sich an die „handelsgerichtlich eingetragene 
Firma der Seestadt Rostock“ wandte, bekam einen Brief 
folgenden Inhalts: „Wir empfingen Ihr Geehrtes und über- 
senden wir Ihnen in der Anlage zwei Prospekte über 
unser neues Spareinlagensystem, und hoffen gern, dass 
auch Sie Veranlassung nehmen werden, mit uns in Ge- 
schättsverbindung zu treten. Wir verzinsen Spareinlagen 
mit halbjähriger Kündigung mit 6% und solche mit 
vierteljähriger Kündigung mit 4½ %. Wir halten uns 
Ihnen bestens empfohlen.“ Der Briefkopf, der nicht ge- 
druckt, sondern mit Schreibmaschinenschrift geschrieben 
war, lautete folgendermassen: „Mecklenburg-Pommersche 
Bank, Oberzentrale Rostock in Mecklenburg. Victor 
Daniel & Cie. Handelsgerichtlich eingetragene Firma. 
Grundkommanditkapital 150 000 4. Der — ebenfalls in 
Schreibmaschinenschrift angefertigte — Prospekt hat den 
folgenden Inhalt: „Wer sein Geld wirklich sicher anlegen 
und hoch verzinst haben will, lege es bei der Mecklen- 
burg-Pommerschen Bank, Oberzentrale Rostock, an. Wir 
verzinsen Spareinlagen mit dem hohen Prozentsatz von 
6%. Es wird sich mancher in Kenntnis unserer Ge- 
schäftsordnung fragen, wie ist solches möglich? Diese 
hohe Verzinsung und völlige Sicherheit ist nur möglich 
durch unser neues System. Wir befassen uns lediglich 
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bei Geldverleihen mit Hergabe von Darlehen gegen Ver- 


schreibung von totem und lebendem Inventar. Die uns 
verschriebenen Sicherheiten werden geprüft und taxiert 
und in der Regel nur mit einem Drittel ihres Wertes be- 
liehen. Für solche Darlehen nehmen wir 6%, aber ausser- 
dem 3% Abschluss provision. Diese 3% sind unser Ver- 
dienst und ermöglichen uns, 6% unseren Spareinlegern 
zu gewähren. Legt z.B. ein Spareinleger bei uns 1000 # 
ein, so wird demselben ein bei uns gestellter Antrag in 
gleicher Höhe zediert, und da wir, wie schon bemerkt, 
Verschreibungen nur bis zu einem Drittel ihres Wertes 
beleihen, so erhält ein Spareinleger ein dreifaches Aequi- 
valent. Denn in diesem Falle würde der Gegenwert, wo- 
für wir unserem Antragsteller 1000 #2 hingeben, 3000 M 
betragen. Ausserdem bleiben wir aber auch noch per- 
sönlich unseren Spareinlegern als solche haftbar.“ — Da 
die Darlehen auf Wechsel gegeben werden, so darf man 
wohl annehmen, dass es sich um Wechsel mit '/,jäbrlicher 
Laufzeit handelt. Nicht ganz klar ist, ob nun bei jedes- 
maliger Prolongation des Wechsels wieder 3% Abschluss- 
provision erhoben wird. Doch daıf man wohl annehmen, 
dass es sich nicht nur um eine Jahresprovision handelt. 
Mitbin machen in der Tat die Herren Victor Daniel & Cie. 
ein recht fettes Geschäft. Denn ihre Zinskonditionen lauten 
ins allgemein Verständliche übertragen auf 18% Zinsen pro 
Jahr. Von diesen 18°/,können die Herren Daniel & Co. aller- 
dings ihren Gläubigern 6 abgeben. Eine andere Frage aber 
ist es, ob „Sparer“ sich an derartigen Geschäften beteiligen 


sollten. Wenn jemand Geld spart, so soll er auch jeder- 


zeit das Geld für die Zwecke, zu denen er es gespart hat, 
verwenden können. Was nützt ihm aber hinterher statt 
des baren Geldes eine Verschreibung von noch so wert- 
vollem, totem oder lebendem Inventar. Will jemand ein 
solches Risiko, wie es die Beteiligung an dem Darlehens- 
geschäft der Herren Daniel & Cie. darstellt, eingehen, so 
hat er es doch nicht nötig, sich der Vermittlung 
der Herren Daniel & Cie. zu bedienen, die dafür 
12% in ihre Tasche stecker. (Dasselbe gilt übrigens 
für die — in der heutigen „Revue der Presse“ erwähnten — 
Usancen der Sparvereinskasse Oehringen e. G. m. H.) 
Aber es sollte mich gar nicht wundern, wenn auch dieses 
„neue Spareinlagensystem“ eine ganze Schar von Dummen 
anziehen würde. 

Herr Walther Schubert” 
Essen schreibt: „In 
Nummer 33 des Plutus (S. 630) beweisen Sie unter „Stück- 
zinzen und Report“ einem Berliner Bankprokuristen, dass 
seine Ansicht, durch Wegfallen der Stückzinsenberechnung 
vom 1. Januar 1913 ab trete eine Verteuerung beim 
Reportieren per Ultimo gekaufter Wertpapiere ein, auf 
völligem Missverstehen der üblichen Abrechnungmethode 
beruht. Mit der dabei von Ihnen aufgestellten Berechnung» 
nach der die Reportierung in Zukunft sogar um eine 
Kleinigkeit billiger als jetzt sein würde, kann man sich 
aber durchaus nicht einverstanden erklären. Es muss 
nämlich der Kurs nach neuer Usance sich unbedingt — 
am Ende Ihrer Ausführungen deuten Sie es nur an — 
etwas höher stellen als nach alter Usance, und zwar um 
den Beirag der aufgelaufenen Stückzinsen. Der Kurs eines 
Januarpapieres von 240% alter Usance ist nach neuer 
Usance gleichwertig einem Kurse von 242% am 30. Juni 
(240 % 4 ½ Jahr Zinsen zu 4% und 242,70°/, am 
30. August. Berücksichtigt man dies, so findet man, dass 
die Reportierung nach neuer Usance genau soviel kostet 
wie bisher. Es ist ja auch selbstverständlich, dass eine 
Aenderung in der Aıt der Notierung weder den Geld- 
nehmer bei der Reportierung auf Kosten des Geldgebers 
bevorzugen, noch ihn zugunsten des letzteren benach- 
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teiligen kann.“ 


Theoretisch sind die Ausführungen des Herrn Ein- 
senders durchaus gerechtfertigt. Denn theoretisch muss 
man in der Tat bei einer veränderten Notierungweise 
in Zukunft dem jetzigen Kurs einen um den Betrag der 
Stückzinsen erhöhten Kurs gegenüberstellen. Denn man 
pflegt im allgemeinen (z B. bei den Kursen der Aus- 
landsbörsen) zu sagen, dass die Stückzinsen sich im Kurs 
Aber so berechtigt diese Auffassung 
denn 


selbst ausdrücken. 
theoretisch ist, so unberechtigt ist sie praktisch, 
praktisch drückt sich in der Tat bei Dividendenpapieren 
eine Kursdifferenz von 0, 33½ % pro Monat nicht im 
Kurse aus. Derartige Differenzen werden vollkommen 
absorbiert durch die Kursschwankung, denn — das ist 
uuter anderem ja gerade auch von mir gegen das ganze 
System der Stückzinsenberechnung bei Dividendenpapieren 
geltend gemacht worden — für Aklienpapiere, noch dazu 
bei solchen, deren Kurswert ein Vielfaches des Nominal- 
wertes ausmacht, spielen die Stückzinsen überhaupt gar 
keine Rolle. Das Publikum kauft und verkauft die Aktien 
lediglich angeregt durch die guten oder schlechten Chancen 


die die Kurssteigerung des Papiers zu bieten scheint. 
Deswegen ist man wohl berechtigt zu sagen, dass in praxi 
sich zukünftig die Reporlierung der Industriepapiere 
sogar billiger als bisher stellen wird. Im übrigen habe 
ich am Schluss meines Artikels ja schon angedeutet, dass 
es darauf gar nicht ankommt. Ich wollte nur mit dem 
absichtlich krass gewählten Beispiel beweisen, dass die Be- 
hauptung, das Reportieren werde in Zukunft billiger als bisher 
sein, auf alle Fälle mehr Berechtigung hat als die vom 
Bankprokuristen Ecknah in der Zeitschrift für Handels- 
wissenschaft und Handelspraxis aufgestellte entgegenge- 
setzte Behauptung, dass die neue Stückzinsenberechnung- 
methode die Reportierung verteuere. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Börse hatte in der verflossenen Woche erwartet, 
dass die Bank vom England den Diskont erhöhen und 
damit den Eintritt in die monetaire Herbstcampagne 
gleichsam offiziell eröffnen würde; man halte sich mit 
diesem Gedanken vertraut gemacht, da zu den brasilianischen 
Goldentnahmen ein deutscher Ankauf von 500000 Pfund 
Doppelkronen getreten war und schliesslich der Beginn 
der besonders wichtigen ägyptischen Sovereigns-Bezüge 
unmittelbar bevorstehend schien. Auch die Tatsache, dass 
Lombard Street den Privatdiskont mit 3¼% meldete, war 
geeignet, die obige Ansicht zu bekräftigen. Der Donnerstag 
verging aber, ohne die erwartete Erhöhung zu bringen, 
und man gewinnt auch beim Studium des Ausweises sowie 
bei der Betrachtung der internationalen Konstellation den 
Eindruck, dass die Bankleitung sich den Luxus wohl ge- 
statten darf, der Entwicklung mit ihrer bisherigen Rate 
zunächst noch zuzusehen. 

Der Ausweis zeigt eine Stärkung der Totalreserve, 
wenn auch in geringerem Umfange als im Vorjahre. Der 
Baarvorrat vermochte sich zwar kaum weiter zu vergrössern, 
hält sich aber noch immer auf der Vorjahrshöhe, und es 
kommt für die Bewegung dieser Position vorteilhaft in 
Betracht, dass vom Auslande her noch beinahe 600 000 
Pfund zugeflossen waren, die allerdings infolge grossen 
provinziellen Bedarfs der Bank nicht verbleiben konnten. 
Sie hat aber immerhin Chance, die in den heimischen 
Bedarf übergegangenen Baarbeträge in naher Zeit wieder 
in ihren Kassen zu sehen. Die schwächeren Seiten des 
Ausweises sind jedoch eine abermalige Portefeuille-Zunahme 
um fast 1 Million Pfund, wodurch sich diese Position 
um mehr als 10 Millionen höher stellt als 1911, und trotz 
dieser Diskontierungen eine Verringerung der privaten 
Guthaben um fast 400000 Pfund. Diese Entwicklung 
erscheint nicht ganz klar, da tägliches Geld dauernd recht 
billig blieb und man daher annehmeu sollte, dass die 
starken Diskontierungen bei der Bank von England eine 
erhebliche Vermehrung der Privatdepositen hätten herbei- 
führen müssen, Vermutlich liegt die Ursache dieser Ver- 
schiebung in siarken Zahlungen an das Schatzamt, die der 
Markt zur Erneuerung von Schatzwechseln und für andere 
Zwecke zu leisten hatte; eine Vermehrung der Staatsgut- 
haben um fast 1 Million Pfund deutet wenigstens auf 
solchen Zusammenhang hin. 
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Wenn die Bankleitung zunächst noch auf eine Diskont- 
erhöhung verzichtet hat, so mag es dem befriedigenden 
Stande des Barvorrats und der Reserve zuzuschreiben 
sein. Auch die Vorgänge bei der Goldzirkulation sind 
anscheinend in den Kreisen der Verwaltung ruhiger be- 
trachtet worden als im Markte selbst. So verlautete, dass 
die oben erwähnte deutsche Goldtransaktion ein- spezielles 
Gelegenheitsgeschäft sei, dessen Wiederholung nicht zu 
befürchten ist. Und schliesslich kommt wohl auch vorteil- 
haft in Betracht, dass der französische Wechselkurs sich 
günstig genug für London stellte, um die Befriedigung 
der ersten ägyptischen Goldentnahmen von Paris aus zu 
gestatten. Immerhin darf man aber nicht ausser acht 
lassen, dass die Entwicklung auf diesem Gebiet soweit 
gediehen ist, dass jeden Moment ein erheblicher Abfluss 
von Sovereigns nach dem Nillande oder wieder nach Süd- 
Amerika erfolgen kann, und dass ferner die dauernde Be- 
wegung des Privatdiskonts über dem Banksatz das Porte- 
feuille des Central-Instituts stark belastet. Daher kann 
man auch die Diskonterhöhung nur als für kurze Zeit 
vertagt ansehen. Vielleicht wollte gerade die Bankleitung 
die Entscheidung nur deswegen noch einige Zeit hinaus- 
schieben, um aus dem Gange der Dinge Klarheit darüber 
zu gewinnen, ob die Steigerung um ½ oder sogleich um 
ein ganzes Prozent erforderlich ist. 

Ein längerer Aufschub ist schon deswegen nicht wahr- 
scheinlich, als auch im amerikanischen Geldmarkte die 
Herbstkampagne schon jeden Tag fühlbarer wird, und 
Wallstreet unter dem Eindruck dieser Entwicklung ge- 
neigt ist, die Uebertragung von Effektenpositionen auf 
London in stärkerem Umfange als bisher fortzusetzen. Die 
Weizenernte, besonders in den nordwestlichen Distrikten 
der Union, ist jetzt in vollem Zuge, und die bedeutenden 
Mengen, die jene Gegenden in diesem Jahre liefern sollen, 
machen auch einen besonders grossen Kapitalaufwand zur 
Finanzierung der Ernte erforderlich. Infolgedessen strömen 
von New York jetzt täglich schon erhebliche Summen in 
die Farmerdistrikte ab, und die Bankausweise lassen dem- 
entsprechend eine fortschreitende Schwächung erkennen. 
Da sich gleichzeitig auch die übrigen Zweige des Wirt- 
schaftlebens in der Union in einem seit langem nicht ge- 
sehenen Aufschwunge befinden und auch die Wahlkampagne 
für die Präsidentschaft erhebliche Mittel erfordert, stehen 
dem amerika-ischen Markte für die nächste Zeit Aufgaben 
bevor, deren Bewältigung bei dem dortigen Geldsystem 
immerhin nicht leicht sein wird. Zwar ist es von Vor- 
teil, dass in Gegensatz zu früheren Konjunkturen der Geld- 
bedarf Wallstreets keinen anormalen Umfang aufweist. 
Man darf aber die Schwierigkeiten nicht unterschätzen, die 
in der Aufgabe liegen, bei dem unendlich schwerfälligen 
amerikanischen Währungsystem die für die Mobilisierung 
einer so grossen Ernte erforderlichen Umlaufsmittel recht- 
zeitig bereitzustellen. 

Am heimischen Markte wickelt sich die Ultimo- 
liquidation ungefähr auf dem in unserer vorigen Betrach- 
Wie schon 
erwähnt, ist dieser Satz an sich recht hoch, und es muss 
eigentlich verwundern, dass er sich im Laufe der Regu- 
lierung zu halten vermag, zumal der Zufluss von Geldern 
aus der Provinz, und namentlich die Ausleihungeu der 
Seehandlung, recht bedeutend sind. Anscheinend spielt 


tung genannten Zinsniveau ab (ca. 45% 0%). 


Plutus-Merktafel. 


Man notiere auf seinem Kalender vor:) 


Bankausweis New York, — Ultimo- 

liquidation Paris. — Lieferungtag 
Berlin, Hamburg. — @.-V.: Berliner 
Weissbierbrauerei Akt.-Ges., F. Thörl 
Ver. Harburger Oelfabriken, Aktien 


Zuckerfabrik Stendal. — Schluss der 


Sonnabend, Einreichung- bzw. Nachzahlungfrist 
31. August | Aktien Zwickauer Maschinenfabrik, Zu- 
Sl, |  sammenlegungfrist Werkzeugmaschinen- 
Akt.-Ges. Cöln, Düsseldorfer Allge- 
| meine Versicherung-Ges., Einreichung- 
| frist Aktien Gummiwerke „Elbe“, 
Piesteritz. — Schluss der Zusammen- 
legungfrist Aktien Berliner Terrain- und 
Rau- Ges. 
Essener Börse. — Reichsbankausweis. — 
Berliner Getreidebestände — Hamburger 
|  Kaffeevorräte. — Bericht der Woll- 
Montag, deputation. — Augustausweise Grosse 
2. September Berliner Strassenbahn, Allgemeine Ber- 
3 5 | liner Omnibus-Ges., Elektrische Hoch- 
| u. Dntergrundbahm, Hamburger Strassen- 
eisenbahn, Hamburg- Altonaer Central- 
bahn. 
| Düsseldorfer Börse. — Augustausweis 
Dienstag, | Luxemburgische Prinz Heinrichbahn. — 
3. September | @.-V.: Metallindustrie Schoenebeck, 
370 Werschen- Weissenfelser Braunkohlen- 
Akt.-Ges. 
Mittwoch, Duurings Kaffeestatistik. — Lahllag Paris. 
4. September — @.-V.: Deutsche Colonial-Ges. für 
33,0% | Südwestafrika. 
| Essener Börse. — lronage-Bericht. — 
| Bankausweise London, Paris. — Zahl- 
Donnerstag, tag Wien. — Augustausweise Fran- 
5. September | zosen, Lombarden. — G.- V.: Harkortsche 
3% 0% Bergwerke und Chemische Fabriken, 
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Priegnitzer Eisenbahn. — Schluss der 
Einreichungfrist Fettraffinerie Akt.-Ges. 


Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihn 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. über 
Generalversammlungen, Ablauf von Bezugsrechten, Markttage, 
Liquidationstage und Losziehungen. Ferner finden die Interessenten 
darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in 
den Zeitungen achten müssen. In Kursiv-Schrift sind diejenigen 
Ereignisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
lassen. Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in 
Berlin vom selben Tag des Vorjahres. 


Antworten des 
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rreitag, | Düsseldorfer Börse. — Ironmonger-Be- 
6. September richt. — G.-V.: Farb- und Gerbstoff- 
Saale werke Paul Gulden. 
Sons Bankausweis New York. — Augustausweis 
7 Se ET Lübeck-Büchener Eisenbahn. — G. V.: 
u 4 0% Ver. Stahlwerke v. d. Zypen u. Wissener 
0 Stahlwerke, Ica Akt.- Ges. 


Ausserdem zu achten auf: 
Geschäftsberichte der Bergwerke und 
Hütten, Oesterreich- Ungarisches Budget. 

Zulassunganträge (in Mill. M.): 

| Berlin: 6,5 neue Aktien, 6 4½ % Obl. 
Riebeck Montanwerke, 1,5 4% Anleihe 

| Residenzstadt Coblenz, 14 Aktien Wer- 

| schen-Weissenfelser Akt.-Ges., 4 41/,%, 

| Obl. Gewerkschaft Christoph Friedrich, 

0,5 neue Aktien Nitritfabrik Coepenick, 
1,5 Aktien Höcherlbräu Culm. Frank- 

| furta. M.: 2 Aktien Chemische Fabrik 

| Griesheim Electron. Leipzig: 4,25 

Sachsenwerk Licht und Kraft. Augs- 

burg: 0,4 Aktien Mechanische Baum- 

|  wollspinnerei u. Weberei. München: 

1.27 Aktien Terrain-Ges. Neu-Westend. 

Dresden: 1 Aktien Schubert & Salzer. 

Stuttgart: 0,7 4½ % Obl. Mechan. 

Buntweberei Kolb & Schüle. 

Verlosungen: 

1. September: Augsburger 7 Gld. 
(1864), Ostender 25 Frcs. (1858), Pappen- 
heim (Graf) 7 Gld. (1864), 3%, Tournai 
50 Fres. (1874), Ungarische Dombau 
5 Eld. (1886), Ungarische Rote Kreuz 
5 Gld. (1883). 5. September: 2% 
u. 3%, (1879, 1885, 1909), Credit 
| Foncier de France, 3% Oester- 
reichische Allg. Bodencredit- Anstalt 
100 Gld. Präm.-Pfandbr. (1889), 2% 
Pariser 500 Fres. (1898). 


hierbei die gerade in den letzten Tagen so stark ange- 
regte Geschäftstätigkeit auf grossen Gebieten des Effekten- 
marktes eine bedeutende Rolle, wie denn überhaupt in 
diesem Monat Effektenengagements in beträchtlich grösserem 
Umfange als vorher zu versorgen sind. Der Privatdiskont 
hat sich auf 4% gehalten, während der Satz für tägliches 
Geld eher etwas zurückgegangen ist. Justus. 


Herausgebers. 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen Vorein- 
sendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


J. F., Berlin. Anfrage: „Ich möchte ein gründ- 
liches privates Fachstudium des Bank- und Börsenwesens 
treiben und bitte Sie höflichst, mir seine einzelnen und 
verwandten Disziplinen und ihre einschlägige beste Literatur 
zu nennen.“ 4 

Antwort: Ich empfehle Ihnen, von der Technik 
des Bank- und Börsengeschäftes auszugehen. Falls Sie 
über keine banktechnischen Vorkenntnisse verfügen, würden 
zunächst in Betracht kommen: Hirsch, Die Bank, ihre 
Geschäftszweige und Einrichtungen (3 A) und Buch- 
wald, Technik des Bankbetriebes (6 %). Falls Sie 
bereits praktische Vorkenntnisse besitzen, genügt das 
Buch von Buchwald. Für das sich hieran anschliessende 
Studium der Börsengeschäfte sind heranzuziehen: Bern- 
hard, Die Börse (1,50 %) und Saling, Börsenpapiere 
1. Teil (9 42). Der Saling leitet auch zum Verständnis 
der ausländischen Börsen herüber und behandelt auch 
selbst eine Anzahl davon. Ausserdem sind hier als 
Spezialwerke zu empfehlen: Robert-Milles, Die Pariser 


Börse (3,20 %), Wittstock, Die Londoner Fondsbörse, 
Reibnitz, Dr. jur., Die New Yorker Fondsbörse. — Zur 
Orientierung über die rechtlichen Verhältnisse im Bank- 
und Börsenwesen eignet sich: Heilfron, Geld-, Bank-, 
Börsenwesen (3,50 ), ferner: Nussbaum, Kommentar 
zum Börsengesetz (15 ). Ueber das Scheck- und 
Wechselwesen informieren: Haese, Wechsellehre auf 
historischer Grundlage, Obst, Scheck, Scheckverkehr, 
Scheckgesetz (1,20 ), sowie der Kommentar zur allge- 
meinen deutschen Wechselordnung von Staub (10 #) 
und Strantz, Wechselordnung (3 M). Ferner kommen 
in Betracht für das Studium der Notenbanken und des 
Banknotenwesens: Helferich, „Zur Erneuerung des 
deutschen Bankgesetzes“ und ganz besonders Dr. James 
Breits vorzügliches Werk: „Bankgesetz“ (12 %). Ausser- 
dem: Die Theorie der auswärtigen Wechselkurse 
von G. J. Goeschen und Swoboda: Arbitrage (16 . 
Wenn Sie auch. noch Studien über Bankgeschichte 
betreiben wollen, so kann hier benutzt werden: Sattler, 


Die Effektenbanken. — Die Geschichte der Aktien- 
banken und der Bankenkonzentration schildert sehr instruktiv 
Riesser in: Die deutschen Grossbanken und ibre Kon- 
zentration (16 . Beiträge zur Bankgeschichte liefern 
auch: Model-Loeb, Die grossen Berliner Effektenbanken 
sowie: Metzler, Studien zur Geschichte des deutschen 
Effektenbankwesens vom ausgehenden Mittelalter bis zur 
Jetztzeit (6 A). Die Geschichte einzelner interessanter 
Zeitabschnitte behandeln: Ein Beitrag zur Geschichte der 
Leipziger Bauk. Kleine, Die Entwicklung des hallischen 
Bankgewerbes. Barth, Die Anfänge des Bankwesens in 
Hannover (2 . Auch der Artikel „Bankwesen“ im Hand- 
wörterbuch der Staatswissenschaften ist sehr lesenswert. 
Dr. N. P. S., Warschau. Anfrage: „Ich gestatte 
mir, Ihre Gefälligkeit in Anspruch zu nehmen, indem ich 
Sie höflichst bitte, mir die neuesten möglichst handlichen, 
nicht zu grossen Adressbücher des Grosshandels, der Gross- 
industrie Deutschlands, Oesterreich- Ungarns, der Schweiz, 
Frankreichs, Schweden-Norwegens angeben zu wollen.“ 
Antwort: Die nachfolgenden Bücher dürften ſür Sie 
in Betracht kommen: a) Deutschland: Industrie-Export- 
alressbuch (3 Bde., Biedermann & Co.); Hilfsbuch für den 
deutsch-russischen Aussenhandel (herausgegeben vom 
Russischen Transport- und Speditionshaus M. Breslau & Co., 
Berlin); Adressbuch deutscher Exportfirmen, auf An- 
regung des königlich preussischen Handelsministeriums 
herausgegeben von Annecke, Beuihner, Bueck und Rentzsch, 
Berlin-Leipzig. b) Oesterreich-Ungarn: Adressbuch 
für Industrie, Handel und Gewerbe der österreichisch- 
ungarischen Monarchie, Wien, Steyrermühl Verlagsgesell- 
schaft, ausserdem: Der Compass, Finanzielles Jahrbuch für 
Oesterreich-Ungarn, Bd. III. c) Schweiz: Fabrikanten- 
Adressbuch der Schweiz nebst Grossindustrie und Export- 
firmen, Th. Weber. d) Frankreich: Annuaire Alma- 
nach du Commerce ou Almanach des 1500000 adresses 
Didot-Bottin avec annuaire illustré des fabrikants. 
Paris, Firmin-Didot. e) Schweden- Norwegen: Svensks 
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Industrie- Lexikon, Malmö, N. Malmyrens. — Norges 
Eksportkalender. Ndgivet at Norges Oplysningskontor 
for Nalripgsveiene Kristiana. — Merkators Firmen-Register, 
Helsingfors, Lilius & Herzberg. 

Dr. P.V., Düsseldorf. Anfrage: „Ich beschäftige 
mich gegenwärtig eingehend mit den Kartellen der Eisen- 
indusirie und möchte Literatur haben über den Stahlwerks- 
verband sowie die mit demselben in Verbindung stehenden 
Eisenhändlersyndikate. Es interessieren mich vor allem 
die vollständigen Verbandssatzungen dieser Verbände sowie 
ihre Organisation und ihre ganze Wirtschaftpolitik vom 
privatwirtschaftlichen wie auch volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus betrachtet. Ich wäre Ihnen sehr verbunden, 
wenn Sie mir genaue Literaturangaben machen könnten, 
die mir zur Beschaffung des nötigen Materials dienlich 
sein könnten.“ 

Antwort: Die Satzungen des Stahlwerksverbandes 
sowie auch sonst sehr reichliches Material über diesen 
und die sämtlichen Verbände in der Eisenindustrie finden 
Sie in dem anlässlich der Kartellenquete (Session 1905/06) 
dem Reichstag erstatteten Berichte (Bd. II). Aus der 
sonstigen Literatur ist zu erwähnen: Kollmann, Der 
Deutsche Stahlwerksverband (1 ), Kontradiktorische 
Verhandlungen über deutsche Kartelle (Aeltesie der Kauf- 
mannschaft von Berlin); Moritz, Eisenindustrie, Zolltarife 
und Aussenhandel; Lippert, Die reinen Walzwerke unter 
dem Einfluss der Eisenkartelle; Bonikowsky, Der Ein- 
fluss der industriellen Verbände auf den Handel in Deutsch- 
land; Calwer, Kartelle und Trusts; Huber, Die 
Kartelle (2,75 %); Grunzel, System der Industrie- 
politik (10 4); Franz, Die industriellen Kartelle und 
Syndikate; Liefmann, Kartelle und Trusts (2,50 %); 
Morgenroth, Die Exportpolitik der Kartelle; Baum- 
garten, Dr., und Meszlény, Dr., Kartelle und Trusts; 
Müffelmann, Die wirtschaftlichen Verbände. Ausserdem 
enthalten das Kartelljahrbuch von Ludwig Silberberg 
und die Kartellrundschau Material, 


Plutus-Archiv. 
Waren des (Welthandels. 


Wolle.“) 


Haupthandelsplatz für Mohairwolle ist 
Bradford, wo die Gesamterzeugung des Kap und 
der Türkei verkauſt wird. Die 

Exporte aus der Türkei nach England be- 
trugen in den letzten Jahren rund 70 000 Ballen 
oder 11 Mill. engl. Pf. jäbrlich, aus dem Kap 
ca. 40 000 Ballen oder ca. 20 Mill. engl. Pf. Von der 

Mohairwolle werden im 

Spinnprozess ganz ähnliche Garnarten wie 
von der Schafwolle hergestellt. Je nach Drehung, 
Zwirnung und Behandlung spricht man von 

Cordonnet, Genappe usw., denen aber zum 
Unterschied von Schafwollgarnen stets das Wort 
Mohair beigefügt wird. Die Mohairwolle wird 
vielfach auch mit Schafwolle vermischt; infolge- 
dessen bezeichnet man Garn aus reiner Mohairwolle 
wohl mit 

Mohair pure zum Gegensatz von 

Mohair mixed, einem Mischgarn aus Mohair- 
wolle und Schafwolle. Aus Mohairwolle werden 

Plüsche, balbseidene Gewebe, feine Tücher 
usw. hergestellt. Auch die etwas geringere 


1) Siehe Plutus 1911, Seite 686, 708, 726, 752, 773, 837, 855, 876 
895, 976: Jahrg. 1912 S. 18, 36, 55. 74. 92, 112. 134, 157, 177, 214, 238, 
259, 578, 322, 362, 378, 399, 451, 470, 511, 530, 561, 581, 597, 617, 636, 
657. 


Kaschmir- und Tibetwolle zeichnet sich 
durch Feinheit und Weichheit aus, wenngleich sich 
unter die Flaumhaare oft die sehr schwer daraus 
zu entfernenden gröberen Grannenhaare mischen. 
Beide Wollarten werden oft auch rein mit feiner 
Schafwolle zu Kammgarn und Streichgarn ver- 
sponnen. 


Aus Kaschmirwolle werden die berühmten 
Kaschmirshawls hergestellt. 


Auf den englischen Markt kommen jährlich 
einige Tausend Ballen Kaschmirwolle. Die 


Haare der Hausziege können nur zur Her- 
stellung harter Garne benutzt werden. Versponnen 
mit Schafwolle dienen sie zur Anfertigung von 


Loden und Havelocks. Von den 

Kamelhaaren (gelb bis braun) ist gleichfalls 
nur das weiche, jedoch ein wenig gelockte Flaum- 
haar, das bis 100 mm lang ist, als Wolle zu ver- 
wenden, während die groben, schlichten, 50 bis 
60 mm langen Grannenhaare zur Herstellung fester 

Treibriemengarne dienen. Auch Kamelhaare 
werden mit Schafwolle vermischt und zu 
Streich- und Kammgarn versponnen. 

(Fortsetzung folgt.) 


676 — 


Chefs und Angeſtellte. 


(Entscheidungen des Berliner Kaufmannsgerichts.) 


88 257—259 ZPO. 


Klage des zu Unrecht entlassenen Ange- 
stellten auf die noch nicht fälligen Gehaltsraten. 
Der Kläger ist im Juli entlassen worden. Er verlangt 
rückständiges Gehalt und Gehalt für August und Sep- 
tember. Das Gericht verurteilt den Beklagten, das rück- 
ständige Gehalt sofort, weitere Raten am 31. August und 
am 30. September zu zahlen. Es hat sich damit auf den 
Standpunkt gestellt, dass der zu Unrecht entlassene Ange- 
stellte auch die noch nicht fälligen Gehaltsraten einklagen 
kann. (Urteil der I. Kammer vom 22. August 1912.) — 
Früher hat die I. Kammer in ständiger Rechtsprechung 
entschieden, dafs das Gehalt vor seiner Fälligkeit nicht 
eingeklagt werden könne. Die jetzt von ihr vertretene 
‚Ansicht ist zweckmässiger und entspricht auch durchaus 
dem Gesetz. 

$ 72 Ziffer 2 HGB. 


Unbefugtes Verlassen des Geschäfts. Der 
Kläger war Verkäufer in einem Ladengeschäft des Be- 
klagten. Ausser ihm war noch ein Zuschneider da, der 
gelegentlich auch verkaufte. Der Kläger ist eines Tages 
aus dem Geschäft vormittags auf etwa eine Stunde fort- 
gegangen, und nachmittags ist er ihm von 4 Uhr bis zum 


Geschäftsschluss ohne Erlaubnis ferngeblieben. Der Be- 
klagte macht dies als Entlassungsgrund geltend. Das 
Gericht erklärt die Entlassung für ungerechtfertigt: es 
müsse sich um eine erhebliche Zeit handeln, wenn die 
Entlassung begründet sein solle. Ausserdem müsse das 
Geschäft Schaden davon gehabt haben. Das sei aber nicht 
nachgewiesen, vielmehr sei es ja trotz Entfernung des 
Klägers gegangen. (Urteil der I. Kammer vom 22, August 
1912.) — Das Urteil ist geeignet, Angestellte in der Pflicht- 
vergessenheit zu bestärken. 5 Stunden sind für ein offenes 
Geschäft zweifellos eine erhebliche Zeit. Ferner kann es 
auch gar nicht darauf ankommen, ob wirklich ein Schaden 
entstanden ist. Das ist nur von Bedeutung für die Klage 
der Ersatzpflicht. Vielmehr muss entscheidend sein, ob 
das Verhalten an sich geeignet war, die Interessen des 
Geschäfts zu schädigen, und ob es das Vertrauen des 
Chefs so stark erschüttern konnte, dass diesem billiger- 
weise nicht mehr zuzumuten ist, den Angestellten zu be- 
halten. Beides ist unbedingt zu bejahen. Darum erscheint 
das Urteil verfehlt. Einen dringenden Grund für das 
Verlassen des Geschäfts hat der Kläger nicht angegeben. 
Offenbar ist er zum Vergnügen gegangen, denn er hat der 
Behauptung des Beklagten, dass er sich mit einer Dame 
getroffen habe, nicht widersprochen. 


Meue Literatur der Oolliswirtſehaft und des Rechte. 


(Der Herausgeber des Plutus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 
besprechen. Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registriert.) 


(Alle in dieser Rubrik erwähnten Bücher sind von jeder Buchhandlung des In- und Auslandes, ausserdem aber auch gegen Vorein- 
sendung des Betrages oder gegen Nachnahme von der Sortiments-Abteilung des Plutus Verlages zu beziehen.) 


Archiv für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik. 
In Verbindung mit Werner Sombart und Max 
Weber. Herausgegeben von Edgar Jaffe. XXXV. Bd. 
1. Heft. Juliheft 1912. Tübingen, Verlag von J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck). 


Fleischteuerung und Getreidezölle. Von Prof. Joseph 
Bergfried Esslep, Zürich. — Die Bevormundung der 
gesetzgebenden Gewalt durch die Gerichte und die Trust- 
frage in den Vereinigten Staaten. Von L. B. Boudin, 
Rechtsanwalt in New York. — Versuch einer reinen und 
realistisch-empirischen Theorie des Konsumentenmonopols. 
Von Dr. Emil Lederer, Heidelberg. — Kritische Be- 
trachtungen zum Streite über das Bevölkerungproblem. — 
Von Dr. Arthur Salz, Heidelberg. — Berufswahl und 
Berufsschicksal des modernen Industriearbeiterss. Von 
Dr. Marie Bernays, Heidelberg. — Das Mindestlohn- 
gesetz imenglischen Kohlenbergbau. VonDr.Pumplansky, 


London. — Italienische Agrarprobleme. Die innere 
Kolonisation in Italien und die Campagne. Von Dr. R. 
Leonhard, München. — Die moderne Finanz im Liebt 


der Marxschen Theorie. Von Eduard Bernstein, M. d. R, 
Berlin. 


Die Reichsbank 1876—1910. 
schäftsverkehr statistisch dargestellt. 
Gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Organisation und Ge- 
Berlin 1912. 


Verwaltungsorganisation. — Umsätze und Status. — 
Gesamtübersichten. — Barvorrat. — Nofenumlauf. — 
Fremde Gelder. — Sämtliche täglich fällige Verbindlich- 
keiten. — Giro-, Anweisung- und Abrechnungverkehr. — 
Ankauf und Einziehung von Wechseln und Schecks. — 
Lombardverkehr. — Gesamte zinstragende Kapitalanlage. — 
Grundstücke und Gebäude. — Zinssätze, Materialien zur 
Diskontpolitik. — Die Kassengeschäfte für die Finanz- 
verwaltungen des Reiches und der Bundesstaaten. — Ver- 
wahrung und Verwaltung von Wertgegenständen. — 
Gewinn- und Verlustrechnung. — Reichsbankanteile und 
Anteilseigner. 


Wie mache ich mein Testament ohne Rechts- 
anwalt und ohne Notar? Das Erbrecht. Ge- 
meinverstäodliche Darstellung des Gesetzes nebst zahl- 
reichen. Testamentsentwürfen und Beispielen. Von Max 
Lustig, kaufm. Sachverständiger. Preis brosch. 1,10 WM. 
Mainz, Selbstverlag. Druck von Herzog, Mainz. 

Wie mache ich Inventur und Bilanzabschluss? Die 
gesetzlichen Vorschriften in gemeinverständlicher Er- 
Jauterung nebst Bilanzentwürfen von Max Lustig, 
kaufm. Sachverständiger. 2. Auflage. Preis 1,50 M. 
Mainz, Kaufmänn.-jurist. Verlag G. m. b. H. 

Die gesetzlichen Vorschriften. — Bilanzschema. 

Unser Kreditrecht und seine Reformbedürftigkeit. 
Von Georg Peiser, Rechtsanwalt beim Königl. Land- 
gericht Breslau. Berlin, Leipzig 1911, Modernes Verlags- 
bureau Curt Wigand. 

Entwurf eines Vertrages zwecks Gründung einer 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung. Nach 
den Bedürfnissen des praktischen Lebens bearbeitet. 
Von Max Lustig, kaufm. Sachverständiger. Preis 2 . 
Mainz, Käufmänn -jurist. Verlag G. m. b. H. 

Industrial Insurance in the United States. By 
Charles Richmond Henderson. Second Edition. 
Price 8 2 00 Net. The University of Chicago Press, 
Chicago, Illinois. 

Summary of European laws on industrial insurance. — 

The extent and nature of the demand for a social policy 

of industrial insurance in the United States. — Local 

relief societies. — Benefit features of the trade unions. — 

The insurance of the fraternal societies. — The employers 

liability law. — Private insurance companies: „industrial 

insurance“ and „casualty companies“. — Firms and cor- 
porations. — Insurance plans of railway corporations. — 

Municipal pension systems and pensions for teachers. — 

The pensions systems of Ihe unions and of the several 

states. — Protective legislation. — Survey and outlook. 

— Bibliography. — Common Carriers law. — Federal 

compensation law. — Illinois bill. — Casualty company 

contracis. — Agreement of large firms. — Swift & Co. 


plan. — International harvester company plan. — Model 


constitution and by-laws for mutual benefit associations. 


Die Goldene Gefahr. Nach amerikanischen Dokumenten, 
Briefen und Depeschen. Von Joseph Herrings. Preis 
brosch. 4 , geb. 5,50 . Berlin-Charlottenburg, Vita 
Deutsches Verlagshaus. 

Die hessische Eisenbahnfrage nach dem Landtags- 
schlusse. Der Staatsrentenmarkt und die Spar- 
kassen. Teuerung und Geldwert. Von Dr. jur. et 
phil. Magnus Biermer, o. Prof. der Staatswissen- 
schaften an der Universität Giessen. Sammlung national- 
ökonomischer Aufsätze und Vorträge. Zweiter Band, 
Heft 10 (Schluss) mit Generalregister zu Band I und II. 
Preis brosch. 1,50 . Giessen 1912, Verlag von Emil 
Roth. 

Der Fall Dr. Dullo in Offenbach a. M. und seine 
kommunal-politische Bedeutung. — Der neue Reichsbank- 
gesetzentwurf. — Der Kampf um die Nachlasssteuer. — 
Die Geldbeschaffung für Arbeiterhäuser über die mündel- 
sichere Grenze hinaus. — Der Kursstand unserer Staats- 
papiere — Die indirekte und die direkte Wertzuwachs- 
steuer. — Die politische Krisis in England. — Die 
preussisch-hessische Eisenbahngemeinschaft nach dem Land- 
tagsschlusse. 

Das Geldwesen in den deutschen Schutzgebieten. 
Textausgaben mit Einleitung, Anmerkungen und Sach- 
register. Von Willy Hintze, Geh. expedierender Sekretär 
im Reichskolonialamt. Preis geb. 2 4. Nr. 105: Deutsche 
Reichsgesetze. Guttentag- Sammlung. Berlin 1912, J. Gutten- 
tag, Verlags buchhandlung G. m. b. H. 


Zustand vor der Regelung des Geldwesens in Kamerun, 
Togo, Dt.-Südwestafrika, Dt.-Neu-Guinea, Karolinen usw., 
Marschall-Inseln, Samoa. — Regelung durch die Reichs- 
kanzlerverordnung vom 1. Februar 1905. — Geld wesen in 
Dt.-Ostafrika vor der Reform. — Währung eform. — Geld- 
wesen in Kiautschou. — Dt.-Asiatische Bank. — Schutz- 
gebiete mit der Reichsmarkrechnung. — Verordnung des 
Reichskanzlers, betreffend das Geldwesen der Schutzgebiete 
ausser Deutsch-Ostafrika und Kiautschou. — Bestimmungen 
über die Behandlung der bei den amtlichen Kassen der 
Schutzgebiete, ausser Deutsch-Ostafrika und Kiautschou, 
eingehenden nachgemachten, verfälschten oder nicht mehr 
umlaufsfähigen Reichsmünzen, Reichskassenscheine und 
Reichsbanknoten. — Kamerun. — Verordnung des Gouver- 
neurs von Kamerun, betreffend das Verbot der Einfuhr 
von Maria-Theresien-Talern in das Schutzgebiet Kamerun. 
— Verordnung, betreffend Verbot der Einfuhr von Kauri- 
muscheln. — Togo. — Verordnung des Gouverneurs von 
Togo, betreffend den Umlauf der Maria-Theresien-Taler 
im Schutzgebiet Togo. — Deutsch-Südwestafrika. — Be- 
kanntmachung des Gouverneurs von Deuisch-Südwestafrika, 
betreffend den Gegenwert englischer Pfund- und Schillings- 
stücke. — Deutsch-Neu- Guinea. — Bekanntmachung des 
Gouverneurs von Deutsch-Neu-Guinea, betr. die Ausser- 
kurssetzung der Neu-Guinea-Münzen. — Samoa. — Schutz- 
gebiete mit anderer Währung. — Massnahmen zur Auf- 
rechterhaltung des Kurses der deutsch-ostafrikanischen 
Rupie. — Kiautschou. — Banknoten. — Deutsch-Ostafrika, 
— Kiautschou. 


Generalversammlungen. 
(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 


termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. 


Der Ort ist der 


Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften ) 


Actien-Bierbrauerei Soltau, Soltau, 2. 9., —, 
19. 8. e A.-G. Binger Nebenbahnen, Bingen a. Rh., 
9. O., 4. 9, 9. 8. e A.-G. für Gardinenfabrikation 
Vorm . ., Biz e est 14 9, 
—, 1. 8. e Actien-Malzfaprik Könnern, Könnern 
a. d. Saale, 10. 9., —, 17. 8. e Annener Gas-A.-G., 
Annen: e HS: 

Baumwollspinnerei Mittweida, Mittweida, 14. 9., 
—, 16. 8 e Brauerei C. W. Naumann A.-G., 
Leipzig-Plagwitz, 14. 9, 9. 9, 23. 8. % F. W. 
Busch, A.-G., Lüdenscheid, 12. 9., 7. 9., 8. 8. 


Carlton-Hotel, A.-G., Frankfurt a. M., 3. 9. 
—, 19. 8. e Charlottenburger Farbwerke, A.-G., 
Frankfurt a. M., 14. 9, —, 21. 8. 

Dresdner Preßheten- und Kornspinitus-Fabrik 


(sonst J. L. Bramsch), Dresden, 12. 9., —, 20. 8. 

Emdener Heringsfischerei, A.-G., Emden, 14. 9., 
—, 23. 8. 

Farb- und Gerbstoff werke Paul Gulden & Co., 
A.-G., Piesteritz bei Wittenberg (Bezirk Halle), 6.9., 
—, 21. 8. 

Gaswerk Arolsen, A.-G., Bremen, 10. 9., 6.9., 
16. 8. e Gaswerk Erbisdorf, A.-G., Erbisdorf, 11.9., 
7. 9, 21. 8. e Gas- und Elektricitätswerke Bol- 
chen, A.-G., Bremen, 10. 9., 6. 9., 19. 8. e Gas- 
und Elektricitätswerke Brockau, A.-G., Bremen, 
10. 9., 6. 9., 17. 8. e Geestemünder Herings- und 
Hochseefischerei, A.-G., Geestemünde, 14. 9., 11. 9., 
21. 8. e Glückstädter Fischerei, A.-G., Glückstadt, 
14. 9., 13. 9., 15. 8. e „Grosser Kurfürst“, Herings- 
fischerei, A.-G., Emden, 14. 9., 11. 9., 23. 8. ; 


Heringsfischerei Dollart, A.-G., Emder, 14. 9., 
nE 23578. 
Kabelwerk Rheydt, A.-G., Rheydt, 13. 9, 


11. 9., 9. 8. e Hartwig Kantorowicz, A.-G., Posen, 
10. 9., 7. 9., 13. 8. e Kleinbahngesellschaft Anklam- 
Lassan, Greifswald, 14. 9., —, 16. 8. e Kleinbahn- 
gesellschaft Greifswald-Jarmen, Greifswald, 14. 9., 


—, 16. 8. e Kleinbahngesellschaft Greifswald- 
Wolgast, Greifswald, 14. 9., —, 16. 8. ə Kleinbahn 
Heudeber-Mattierzoll, Halberstadt, 14. 0., 12. 9., 
13. 8. e Kölner A.-G. für Krankenpflege, Köln, 
9 9 0: NO 85 

Liegnitz-Rawitscher 
14.9 i e 3° 

Maschinenfabrik M. Ehrhardt, A.-G., Wolfen- 
büttel, 9. 9., 4. 9., 10. 8. e Mech. Leinenspinnerei 
und Weberei, A.-G., Memmingen, 9. 9., —, 20.8. 
e Moore Licht A. G., Berlin, 10. 9, 6. 9., 15. 8. 

Neustadt-Gogoliner Eisenbahn, Neustadt (O.-S.), 
13. 9., 10. 9., 15. 8. e Nordwestdeutsche Metall- 
warenfabriken, A.-G., Quakenbrück, 14. 9., 11. 9., 
22. 8. e Nürnberger Lederfabrik, A.-G., vorm. 
Schreier & Naser, Nürnberg, 14. 9, —, 27. 7. 

Oberlausitzer Zuckerfabrik, A.-G., Löbau i. S., 
12. 9, —, 20. 8. 

Pentairgas-A.-G., Bremen, 10. 9., 7. 9., 23. 8. 
e Plauener Baumwollspinnerei, A.-G., Plauen i.V., 
12. 9, 7. 9, 22. 8. e Plauener Kunstseidenfabrik, 
A.-G., Plauen i. V., 10. 9., 5. 9., 14. 8. e Porzellan- 
fabrik Lorenz Hutschenreuther, A.-G., Berlin, 9.9., 
5. 9., 20. 8. e Porzellanfabrik Königszelt, Berlin, 
929% e 20. 8: 

Reiherstieg, Schiffswerfte und Maschinenfabrik, 


Eisenbahn- Ges., Rawitsch, 


Hampurg e 5 O 22. 8. 

Siegen-Solinger Gussstahl-Actien-Verein, So- 
use ö e e 29! 2172.78. 

Schleipen & Erkens, Papier- und Pergament- 


papierfabriken, Jülich (Rheinland), Jülich, 10. 9., 


7. 9, 21. 8. e Schönheider Bürstenfabrik, A.-G., 
vorm. F. L. Lenk, Schönheide (Erzgeb.), 13. 9., 
7 16. 88. 

Gebrüder Unger, A.-G., Chemnitz, 10. 9., 
5 8 

Vereinigte Leobschützer Mühlenwerke, A.-G., 


Leobschütz, 10. 9., 6. 9., 6. 8. e Vereinigte Säge- 


— 678 — 


und Hobelwerke R. Schaak & Co., A.-G., Memel, Zahnräderfabrik Augsburg, vorm, Joh. Reuh, 
10. 9., 6. 9., 10. 8. e Vorwohle-Emmerthaler Eisen- Augsburg, 12. 9., 9. 90., 7. 8. e Zuckerfabrik Brühl, 
bahn-Gesellschaft, Hannover, 13. 9., 9. 9., 12. 8. Brühl, 11. 9, —, 17. 8. „ Zwirnerei und Näh- 

Woldegker Actien-Zuckerfabrik, Woldegk, 9.9., fadenfabrik Augsburg i. Liqu., Augsburg, 14. 9., 
—, 17. 8. 1129725 ,8; 
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Verantwortlich für den redaktionellen Teil: Hans Goslar in Charlottenburg. 


Aus der Geschäftswelt. 


Die Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 


der Redaktion und des Herausgebers. 


Essener Credit-Anstalt In Essen-Rüht. | [ d Londoner Börsenkurse 
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Bachum, Dorsten 0 5 Dortmund, Dulsburg. | Carlsfund ........ | 6500| 6700 been maa 
B.-Ruhrort, Gelsenkirchen, Hamborn, ne, <oli 
5 Rh., Iserlohn Lünen a. d. Lippe, Carlsglück ......... Seh 2850 M. M arx & C 0. 
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Graf Bismarck 89000 n Ee u a 4850| 4950 | Kleinfontein New . . . - Khe 19 
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Leinienn i: 5050 e 16e eee 116 | 110 
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1 8 : Anglo Continental 159 5 1/16 
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